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Unsere Schule ist eine »verwaltete Schule«; wihrend die moderne
Schule, die ihre geistige Grundlegung in der Aufklidrung erfuhr,
zunichst noch ein Lebenszusammenhang selbstindiger Menschen war,
die vom Staat nur iiberwacht wurde, hat sie sich mehr und mehr zur un-
tersten Verwaltungshierarchie entwickelt; sie steht heute auf einer dhn-
lichen Stufe des Verwaltungsaufbaus wie das Finanzamt, das Arbeits-
amt, die Ortspolizei und in einem deutlichen Gegensatz zur
Selbstverwaltung der Ortsgemeinde. Die Lehrer entwickeln sich zu
Funktioniren, und die Schule ist in Gefahr, nur noch Funktionire zu
bilden. Das Bildungsergebnis der modernen Schule wird langsam der
konformistische, einfallslose, miihelos gleichschaltbare Mensch, dessen
Kenntnisse zwar zum Teil vielseitig, aber qualitativ nicht hochwertig,
dafiir leicht nachpriifbar sind.

..... Besinnung ist notwendig, um den zahlreichen Menschen zu hel-
fen, die in Elternschaft, Lehrerschaft und in der Verwaltung um Erzie-
hung und Unterricht bemiiht sind und durch die Organisation der ver-
walteten Schule in der Durchfiihrung ihres Bemiihens gehemmt
werden. . ...

Es ist heute nicht moglich, unmittelbar die unserer geistigen Lage und
unserem gesellschaftlichen Zustande angemessene Schule zu schaffen.
Aber wir konnen gewisse Bedingungen schaffen und die Freiheit er-
moglichen, die notwendig ist, damit diese Schule mit der Zeit entstehen
und gedeihen kann. Das wire die erste Aufgabe moderner Schulpolitik.
Die Aufgabe des Neuaufbaus unseres Bildungssystems liegt fiir die
nédchsten Jahrzehnte vor uns. Was wir aber sofort und als Néchstliegen-
des tun konnen, ist die Beseitigung von Barrieren, die im Augenblick
jede Entwicklung hemmen. Wenn die Schule nicht mehr als unterste
Verwaltungsinstanz begriffen und behandelt wird und wenn es gelun-
gen ist, den Lehrer aus seiner Funktionérexistenz zu befreien, dann ist
fiir den Aufbau einer freien Welt bereits ein entscheidender Schritt ge-
tan.

Hellmut Becker
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Gliederung des Sozialen Organismus
Eckhard Behrens

Ein soziales Ungetiim, das lange Zeit weltweit Angst und Schrecken ver-
breitete, der Sowjetsozialismus, ist im Jahre 200 nach der Franzosischen
Revolution iiberraschend wegen innerer Schwiche zusammengebrochen.
Der real existierende Sozialismus war den immer komplizierter werdenden
Anforderungen einer modernen Industriegesellschaft nicht mehr gewach-
sen. Zwar konnte er in bedngstigender Weise bis zuletzt ungeheure Krifte
auf einzelne Vorhaben konzentrieren. Aber der Preis dieser beeindrucken-
den Kraftakte war auf die Dauer zu hoch. Dieser Preis war die Auszehrung
der Menschen, die Abnutzung der gesamten Infrastruktur bis zur Reparatur-
unwiirdigkeit und die riicksichtsloseste Verseuchung der natiirlichen Um-
welt, die unsere Zeitgenossen erleben mufiten. Wir stehen immer noch stau-
nend vor den abertausend Zeichen der volligen Erschopfung aller
Ressourcen in den Léndern des ehemaligen Ostblocks.

Auch im Westen klagen Politiker und Politologen dariiber, dal unsere
soziale Gesamtordnung immer undurchschaubarer werde, den Biirgern
kaum noch erklart werden konne. Es wird auch immer deutlicher, daf3 die
Problemlosungskapazitit der politischen Klasse nicht mehr ausreicht. Sie
ist von der zunehmenden Komplexitit der sozialen Verhiltnisse ebenso
iiberfordert wie der einfache Biirger. Man hat Versténdnis dafiir, da8 sich
viele Biirger fiir die fiir sie undurchschaubar gewordenen politischen Pro-
zesse gar nicht mehr interessieren, obwohl sie von deren Folgen betroffen
werden und das Recht der Mitwirkung haben. Viele Biirger erwarten ganz
unpolitisch, da3 die Politiker sie von all diesen Problemen einfach erl6-
sen.

Wir brauchen Strategien fiir die Reduktion der Komplexitit. Gliicklicher-
weise steht das Seminar fiir freiheitliche Ordnung mit dieser Erkenntnis
nicht mehr allein. Viele groB3e Organisationen — nicht nur Konzerne, auch
Staaten — suchen im Westen ihr Heil in einer »schlankeren Produktion«, das
heift sie stoBen Betriebsteile ab, die auch selbstindig existieren konnen —
vorausgesetzt, dal} sie so gut sind, dem Wettbewerb mit anderen Zulieferer-
betrieben gewachsen zu sein. Man gibt die Verantwortung fiir die Finanzie-
rung und Organisation von moglichst vielen Teilbereichen an selbstindige
Unternehmen ab. Der Staat privatisiert sogar die Bereiche, in denen er die
meisten Beamten beschiiftigte: die Bahn und die Post. Letztlich sollen beim
Staat nur noch hoheitliche Aufgaben zuriickbleiben. Nicht nur im Osten,
auch im Westen zieht der Staat Konsequenzen aus der Einsicht, da3 er nicht
fiir alles und jedes erfolgreich zustindig sein kann.

Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993) 3


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________


Eckhard Behrens: Gliederung des Sozialen Organismus

Der demokratisch verfafite Staat setzt nur noch den Ordnungsrahmen,
wirtschaften tun die Menschen auf eigenes Risiko in abertausenden Unter-
nehmen selbst. Es war beeindruckend, wie eindeutig die neuen Demokrati-
en in Osteuropa sofort zu der Entscheidung fanden, Staat und Wirtschaft zu
trennen. Im Wettbewerb der Gesellschaftssysteme hat sich das westeuropé-
ische Beispiel zur Uberzeugung der Mehrheit durchgesetzt, weil es sich in
der Nachkriegszeit vergleichsweise besser bewihrt hat. Diese wirtschafts-
politische Grundentscheidung fiir den Markt ermdoglicht freie Initiative, also
die Nutzung der in den Menschen schlummernden Kreativitét.

Dieses Prinzip der Herausgliederung und Ubertragung bestimmter Ver-
antwortungen vom Staat auf den Biirger sollte nicht nur fiir den erwerbs-
wirtschaftlichen Bereich der Gesamtgesellschaft, sondern auch fiir alle kul-
turellen und Bildungsaufgaben gelten. Allerdings ist in diesen Bereichen
zunichst nur die Trigerschaft der Aufgaben aus der staatlichen Verantwor-
tung herausgliederbar, nicht zugleich auch die Beschaffung der finanziellen
Mittel. Diese miissen auf absehbare Zeit leider noch zum groften Teil iiber
das Steuersystem aufgebracht werden, weil das Stiftungswesen und die
Spendenstrome unterentwickelt sind. Aber auch schon dieser erste Schritt
in die freie Tragerschaft wird einen groen Gewinn an hoheren Leistungen
in Kultur und Bildung bringen; ihre Friichte werden sein, daf in den Men-
schen mehr Kreativitit veranlagt wird als bisher und daf} dadurch die Ge-
samtgesellschaft in allen ihren Teilen auf Dauer leistungsfahiger wird.

Wir leben in einem Zeitalter zunehmender supranationaler Integration.
Umso wichtiger ist die bewufte Dezentralisierung nach dem Subsidiaritits-
prinzip. Noch wird dieses Prinzip nicht konsequent genug angewendet. Der
Staat muf3 nicht nur wirtschaftliche, kulturelle und soziale Aufgaben an
selbstindige Unternehmen und sogenannte freigemeinniitzige Triger abge-
ben. Der Staat muf3 sich auch selbst dem Prinzip der Dezentralisierung bei
seinen verbleibenden hoheitlichen Aufgaben beugen: zu fordern ist die
Stiarkung des Foderalismus und der kommunalen Selbstverwaltung! — Aber
auch fiir Linder und Kommunen gilt das Prinzip der Konzentration auf ihre
hoheitlichen Aufgaben, also der Privatisierung wirtschaftlicher, kultureller
und sozialer Tatigkeiten, damit im Sozialen Organismus mehr freie Initia-
tive und ein noch stirkeres Kostenbewuf3tsein wirksam werden konnen.

Es niitzt gar nichts, alle Macht beim Staate und seinen Untergliederungen
zu zentralisieren. Thnen Allmacht zuzugestehen, garantiert bei weitem nicht
die bestmogliche Losung der uniibersehbaren Vielfalt aller Probleme einer
modernen arbeitsteiligen Gesellschaft. Historisch ist der Glaube an den
Zentralismus jetzt tiberwindbar geworden. An seine Stelle tritt ein neues
ordnungspolitisches Denken: Wir gliedern den Sozialen Organismus.
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Foderalismus fiir Europa

Die Entwicklung der Landesparlamente im Verhiltnis zum nationalen und
europdischen Feld

Harry Andreas Kremer

I.

Wenn man sich iiber Stand und Entwicklung der deutschen Landesparla-
mente seit 1949 bis zum Maastrichter Vertrag ein Bild machen will, muf3
man vor allem von den beiden Schwerpunkten parlamentarischer Zustin-
digkeit ausgehen, nimlich dem Parlament als Gesetzgebungsorgan und als
Organ der Exekutivkontrolle. Es ist unverkennbar, daf} sich die Schwer-
punkte landesparlamentarischer Tétigkeit in den letzten Jahrzehnten zuneh-
mend auf die Kontrolle verlagert haben. Schriftliche und miindliche Anfra-
gen, Interpellationen und Antridge fiillen die aktuellen Tagesordnungen
unserer Landesparlamente.

Nach Verabschiedung der sogenannten Kerngesetze im Zuge der Nach-
kriegsentwicklung zur Schaffung der rechtlichen, wirtschaftlichen und so-
zialen Rahmenbedingungen verbleibt dem Landesgesetzgeber — von neuen
Rechtsgebieten wie z.B. dem Landesplanungsrecht, dem Umweltschutz
oder dem Medienrecht abgesehen — als Gesetzgeber hauptsichlich die An-
passung an die zwischenzeitlich gewandelten Verhiltnisse durch Novellie-
rung bereits bestehender Gesetze. Mit zunehmender Vernetzung unseres
Lebens durch Vorschriften — wobei der Betreff » Vernetzung« durchaus tref-
fend ist, denn die Fiille von Vorschriften fingt uns als »Netz« auf, wir ver-
stricken uns aber auch darin — wird der Landesparlamentarier immer mehr
in die Position eines Kontrolleurs der Verwaltung und in die eines Ombuds-
manns gedrdngt. Der Biirger und Wihler selbst ist an dieser Entwicklung
unmittelbar beteiligt, sei es als Petent, sei es durch seine stindige Forderung
nach in seiner Sicht »gerechten«, jede Ungleichheit ausschlieBenden Ver-
waltungsregelung. Ein guter Maf3stab hierfiir ist die Zunahme der Petitio-
nen; iibrigens eine Quelle des unterschwellig geduBerten Miflvergniigens
der Exekutive ob der Verwischung des Gewaltenteilungsgrundsatzes aber
auch wegen der ihrer Meinung nach Uberbeanspruchung der Verwaltung.

Die Verschiebung der Aufgabenschwerpunkte ist aber nicht allein mit der
Verrechtlichung und Biirokratisierung unseres offentlichen Lebens zu er-
kldren. Die eigentliche Ursache ist der Kompetenzschwund der Landespar-
lamente als Gesetzgebungsorgan. Lassen Sie mich daher zunichst einige
Bemerkungen zu den Gesetzgebungskompetenzen nach dem Grundgesetz
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Harry Andreas Kremer: Féderalismus in Europa. Die Entwicklung der Landesparlamente ...

und den Kompetenzverlusten ohne und mit Grundgesetzinderung machen,
bis zu den Aderlidssen durch die Ubertragung von Hoheitsrechten auf die
Europiischen Gemeinschaften. Ich will dann anschlieend mich zu den
neuesten Entwicklungen duf3ern.

II.

Uns allen ist schon seit Jahren durch Politik und Politikwissenschaft das
Stichwort von der »Aushohlung der Linderkompetenzen« wohlvertraut.
Die Bundeslinder seien im wesentlichen nur noch »verwaltende Gebiets-
korperschaften«; im Bereich der Gesetzgebung seien die Lander durch den
Bund auf ein »Gesetzgebungsminimum« reduziert worden, welches an den
Kern der verfassungsrechtlich garantierten Bundesstaatlichkeit riithre. In
letzter Konsequenz laufe es darauf hinaus, dal die Lander zu bloen Ver-
waltungsprovinzen und der foderalistische Bundesstaat zu einer Unitarisie-
rung des bundesstaatlichen Systems mutiert.

Wenn man von dem Phinomen des Kompetenzverlustes der Linder
spricht, muf} man sich zunichst die im Grundgesetz vorgegebene Verteilung
der Kompetenzen vor Augen halten. Dabei soll hier im wesentlichen nur der
Bereich der Landesparlamente abgehandelt werden, der in der Vergangen-
heit wohl am weitgehendsten von Kompetenzverlusten betroffen war.

1. Gesetzgebungskompetenzen nach dem Grundgesetz

Nach Art. 70 Grundgesetz (GG) steht die Gesetzgebung grundsitzlich den
Léandern zu, soweit das Grundgesetz nichts anderes regelt.

Folgende andere Regelungen sind im Grundgesetz getroffen:

Gemail Art. 73 (71), 105 GG steht dem Bund iiber gewisse Materien die
alleinige (ausschlielliche) Gesetzgebung zu. Die Linder konnen in diesem
Bereich nur Regelungen treffen, wenn und soweit sie hierzu in einem Bun-
desgesetz ausdriicklich ermichtigt werden. Im Hinblick auf den Sinn der
ausschlieSlichen Gesetzgebungsbefugnis des Bundes ist eine Erméchtigung
der Linder die Ausnahme, die bisher kaum praktische Bedeutung erlangt
hat. Wichtige Materien der ausschlieBlichen Gesetzgebung sind u. a. die
Auswirtigen Angelegenheiten, die Staatsangehorigkeit des Bundes, das
Wihrungs-, Geld- und Miinzwesen, das Post- und Fernmeldewesen, der ge-
werbliche Rechtsschutz und das Zollwesen (Art. 105 Abs. 1 GG).

Neben den ausdriicklich geregelten Kompetenzen des Bundes gibt es
noch ungeschriebene, quasi stillschweigend vom Grundgesetz geregelte
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Bundeskompetenzen. So hat der Bund die Kompetenz kraft »Natur der Sa-
che« z. B. fiir die Bundessymbole, obgleich diese Materie dem Bund nicht
ausdriicklich zugeordnet ist. Daneben gibt es die sogenannte Annex-Kom-
petenz (die auch den Léndern zusteht). Danach hat der Bund (oder ein Land)
die Kompetenz, ein Anhangsgesetz zu seiner Gesetzgebungsmaterie zu er-
lassen. (Beispiel: Als Annex zu Art. 74 Nr. 22 GG »Stralenverkehr« kann
der Bund Regelungen iiber den Stralenverkehr behindernde Werbeanlagen
erlassen). Ferner gibt es die Gesetzgebungskompetenz kraft Sachzusam-
menhangs, die dann eingreift, wenn ein Ubergreifen in nicht ausdriicklich
zugewiesene Materien unerldflliche Voraussetzung fiir die Regelung einer
der Bundesgesetzgebung zugewiesenen Materie ist.

Die wohl wichtigsten Gesetzgebungsmaterien finden sich bei der kon-
kurrierenden Gesetzgebung in Art. 74, 74 a (72), 105 Abs. 2 GG. Dazu
gehoren z. B. das Biirgerliche Recht, das Strafrecht, das ProzeBrecht (vgl.
Art. 74 Nr. 1 GG), das Recht der Wirtschaft (Art. 74 Nr. 11 GG), das Ar-
beitsrecht (Art. 74 Nr. 12 GG), das StraBenverkehrsrecht (Art. 74 Nr. 22
GQG) und das Steuerrecht (Art. 105 Abs. 2 GG). Die Grundregel dafiir,
wer im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung Vorschriften erlassen
darf, findet sich in Art. 72 GG. Demnach haben die Linder die Gesetzge-
bungskompetenz, solange der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht kei-
nen Gebrauch macht. Das Gesetzgebungsrecht des Bundes steht dabei un-
ter dem Vorbehalt, da3 nach den in Art. 72 Abs. 2 GG aufgefiihrten
Voraussetzungen ein Bediirfnis fiir die bundeseinheitliche Regelung eines
Lebensbereiches erforderlich erscheint. Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts hat der Bundesgesetzgeber fiir die Frage, ob
eine bundeseinheitliche Regelung erforderlich ist, einen weiten Ermes-
sensspielraum.

Der Bund hat fiir die in Art. 75 GG genannten Materien (z. B. Grundsitze
des Hochschulwesens, Jagdwesen, Raumordnung) das Recht der Rahmen-
gesetzgebung. Rahmengesetze sind Vorschriften, die nach Inhalt und
Zweck der Ausfiillung durch freie Willensentscheidung des Landesgesetz-
gebers fihig und bediirftig in dem Sinne sind, da3 erst mit dieser Ausfiillung
das Gesetzgebungswerk liber den zu ordnenden Gegenstand in sich ge-
schlossen und vollziehbar wird. Rahmengesetze miissen den Léndern also
noch etwas zu regeln iibriglassen.

Gemil Art. 109 Abs. 3 GG hat der Bund fiir den Bereich der Haushalts-
wirtschaft die Kompetenz fiir eine Grundsatzgesetzgebung. Demnach kann
der Bund Fragen von grundsitzlicher Bedeutung regeln und z. B. vorschrei-
ben, daf} die Staatshaushalte antizyklisch zu gestalten sind. Eine Einwir-
kungsmoglichkeit auf einzelne Haushaltsposten der Linder besteht inso-
weit nicht.
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2. Kompetenzverlust ohne Grundgesetzdnderung

Bei oberfldchlicher Betrachtung der Kompetenzregelung im Grundgesetz
mochte man zunéchst meinen, der Schwerpunkt der Gesetzgebungszustin-
digkeiten ldge bei den Bundeslidndern; spricht doch alleine die Zustindig-
keitsvermutung des Art. 70 GG fiir diese Annahme. Tatsdchlich lag jedoch
das Schwergewicht der Gesetzgebung seit jeher beim Bund. So unterfallen
bereits viele wichtige Zustéindigkeiten gemif3 Art. 73 GG der ausschlieBli-
chen Kompetenz des Bundesgesetzgebers; ferner hat der Bund die Kompe-
tenzen der konkurrierenden Gesetzgebung, die den Lowenanteil der inner-
staatlichen Gesetzgebungsagenda umfassen, nahezu vollstindig an sich
gezogen. Aufgrund der Sperrwirkung des Art. 72 Abs. 1 GG sind die Lénder
somit auch von der Gesetzgebung auf dem Gebiet der konkurrierenden Ge-
setzgebung weitestgehend ausgeschlossen.

Diese im Grundgesetz selbst angelegte Moglichkeit einer Kompetenzver-
schiebung hat die Stellung der Landesgesetzgeber tatsichlich mehr ge-
schwicht, als die geschriebenen Grundgesetzinderungen, auf die spéter noch
einzugehenist. Dabei stellt sich die Frage, wie es dazu kommen konnte. Sicher-
lich war es vom Verfassungsgeber urspriinglich nicht gewollt, daf3 simtliche
Kompetenzen im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung durch den Bun-
desgesetzgeber geregelt werden. Andernfalls hitten die fraglichen Bereiche
auch gleich der ausschlieBlichen Gesetzgebung zugeschlagen werden konnen.

Nachdem im Herrenchiemseer Entwurf urspriinglich eine Formulierung fiir
die konkurrierende Gesetzgebung vorgeschlagen war, wonach »der Bund nur
das regeln soll, was einheitlich geregelt werden muB3«, schlugen die Alliierten,
deren erklirtes Ziel es war, die Entwicklung einer starken Zentralgewalt zu ver-
hindern, eine wesentlich linderfreundlichere Regelung vor. Danach sollten die
Lénder auf den im heutigen Art. 74 GG genannten Gebieten das Recht der Ge-
setzgebung behalten, »aufler wenn es fiir ein einzelnes Land offensichtlich un-
moglich ist, wirksame Gesetze zu erlassen, oder wenn solche Gesetze die
Rechte oder Interessen anderer Lander beeintrichtigen wiirden«. Schlielich
einigte man sichinden weiteren Beratungen iiber den endgiiltigen Entwurf, der
dem Bundesgesetzgeber nur in drei bestimmten Fillen das Recht gab, von sei-
ner Gesetzgebungsbefugnis im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung
Gebrauch zumachen.

Erst in der Praxis hat sich gezeigt, da3 die von den Alliierten durchgesetzte
Bediirfnisklausel, die an sich gerade die schrankenlose Betitigung des Bundes
verhindern sollte, weitgehend leerlief. Letztlich wurde wohl bei Schaffung die-
ser Klausel u. a. verkannt, dafl in Folge der riumlichen Begrenzung der Bundes-
republik — anders als etwa in den USA — die Wahrung der Rechts- oder Wirt-
schaftseinheit, insbesondere die Wahrung der Einheitlichkeit der
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Lebensverhiltnisse (Art. 72 Abs. 2 Nr. 3 GG), stets ein Tatigwerden des Bun-
desgesetzgebers rechtfertigt.

Das Ubergewicht des Bundesgesetzgebers im Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebung wurde noch verstirkt durch die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts, soweitdem Bundesgesetzgeber z. B. zugestanden wird, bzgl.
des Merkmals der Einheitlichkeit der Lebensverhéltnissein Art. 72 Abs. 2 Nr. 3
GG auf das ihm erwiinscht erscheinende Maf an Einheitlichkeit im Sozialle-
ben hinzustreben; ferner hat das Bundesverfassungsgericht anerkannt, daf3 die
Entscheidung des Bundesgesetzgebers iiber das Vorliegen eines Bediirfnisses
nach bundesgesetzlicher Regelung eine echte Ermessensentscheidung ist, wo-
bei durch das Gericht nur gepriift werden kann, ob der Gesetzgeber sein Ermes-
sen mif3braucht oder eindeutig und evident tiberschritten hat. Der Tatbestand
des Art. 72 Abs. 2 GG wurde damit praktisch fiir injustitiabel erklirt.

All dies hat dazu gefiihrt, dal den Landern im Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebung lediglich wenige belanglose Sprenkel zur Regelung verbleiben.
Zu den vom Bund noch nicht beanspruchten Materien zdhlen dabei nur mehr
Art. 74 Nr. 8 GG — Staatsangehorigkeit in den Landern —, Art. 74 Nr. 15 GG So-
zialisierung —und Art. 74 Nr. 23 GG —nicht bundeseigene Schienenbahnen. Im
iibrigen sind die Lénder in diesem Bereich darauf beschrinkt, von Bundesge-
setzen nicht ausgefiillte Teilbereiche zu regeln bzw. ohne wesentlichen Gestal-
tungsspielraum Ausfiihrungs-. Vollzugs- und Durchfiihrungsgesetze fiir Bun-
desgesetze zu erlassen. In der Praxis iiberwiegt dabei die zweite Kategorie.
Bleibt noch zu erwihnen, daf es die Lander hiufig nicht wagten, in den Berei-
chen, in denen der Bund einen Regelungsspielraum iiberlassen hatte, die ge-
setzgeberischen Moglichkeiten voll auszuschopfen, um nicht durch ein Uber-
ziehen des Spielraums den Bund zu veranlassen, noch weitere Kompetenzen an
sich zu ziehen.

Ahnliches wie fiir die konkurrierende Gesetzgebung gilt fiir die Rahmenge-
setzgebung. Zu den meisten in Art. 75 GG aufgezihlten Materien hat der Bund
Rahmenvorschriften geschaffen, wie z. B. das Hochschulrahmengesetz, das
Bundesjagdgesetz oder Raumordnungsgesetz. Dabei ging der Bundesgesetz-
geber nicht selten bis an die Grenze des verfassungsrechtlich Zuléssigen, in-
dem er die Bereiche extensiv regelte. Den Landern verblieb somit auch hier in
den meisten Fillen kein grofer Spielraum fiir eine eigene gesetzgeberische
Tatigkeit.

3. Kompetenzverlust durch Grundgesetzinderungen

Das Grundgesetz wurde bisher durch 36 Gesetze und durch den Einigungs-
vertrag abgedndert und erginzt. Dabei finden sich in dreizehn der vorge-
nannten Gesetze Regelungen, die die Kompetenzen zum Teil ganz erheblich
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zu Lasten der Linder und dabei insbesondere zum Nachteil der Landesge-
setzgeber abgeidndert haben.

Bei nidherer Betrachtung der Kompetenzverschiebungen 148t sich erken-
nen, daf} die einschneidendsten Verinderungen in den Jahren 1969 bis 1972
vorgenommen wurden. Nicht iiberraschend ist es sicherlich dabei, daf al-
lein fiinf der fraglichen Grundgesetzinderungen in die Zeit der Grofen Ko-
alition (1966 bis 1969) fallen, da die Machtverhiltnisse in dieser Zeit wohl
am ehesten die Herstellung der fiir eine Grundgesetzinderung gemil3 Art.
72 Abs. 2 GG notwendigen Zweidrittel-Mehrheit in Bundestag und Bundes-
rat zulieBen. Die zuletzt durchgefiihrte Grundgesetzdnderung mit Kompe-
tenzverlusten fiir die Lander datiert aus dem Jahre 1976.

Die einschlédgigen Verfassungsinderungen erfolgten iiberwiegend bei der
konkurrierenden Gesetzgebung. Soweit neue Gesetzgebungskompetenzen
fiir den Bund begriindet wurden, wurden diese entsprechend der bereits auf-
gezeigten Tendenz ganz iiberwiegend auch durch Erlaf3 entsprechender Fol-
gegesetze des Bundes ausgefiillt. Die nachfolgende Auflistung gibt einen
Uberblick iiber die Verfassungsinderungen zu Lasten der Linder.

— ErginzungsGvom 23.12.1959 (BGBI. 12. 813)
Durch Einfiigung des neuen Art. 74 Nr. 11 a GG wird der Bereich der Er-
zeugung und Nutzung von Kernenergie zu friedlichen Zwecken zum Ge-
genstand der konkurrierenden Gesetzgebung. Die XXXXXX wurde
durch das Atomgesetz vom 23.12.1959 (BGBI. I S. 814) bundesgesetz-
lich geregelt.

— 13. AnderungsGvom 16. 6. 1965 (BGBI. IS. 513)
Durch Einfiigung des neuen Art. 74 Nr. 10 a GG wird die Kompetenz fiir
Griber anderer Opfer des Krieges und Opfer von Gewaltherrschaften ne-
ben der Kompetenz fiir Kriegsgriber (die urspriinglich bereits in Art. 74
Nr. 10 GG der konkurrierenden Gesetzgebung unterstellt war) Gegen-
stand der konkurrierenden Gesetzgebung. Die Materie wurde durch das
Gribergesetz vom 1. 7. 1965 (BGBI. IS. 589) bundesgesetzlich geregelt.

— 15. AnderungsGvom 8. 6. 1967 (BGBI. 1S. 581)
Die Vorschrift des Art. 109 GG betreffend die Haushaltswirtschaft von
Bund und Lindern wird erstmals abgeindert. Eine weitere Anderung er-
folgt durch das 20. Anderungsgesetz vom 12. 5. 1969 (BGBI. I S. 357).
Dadurch erhilt der Bund in Modifizierung des in Art. 109 Abs. 1 ausge-
sprochenen Grundsatzes der selbstindigen und unabhingigen Haushalts-
wirtschaft von Bund und Lindern die Grundsatzkompetenz fiir eine kon-
junkturgerechte = Haushaltswirtschaft und  eine  mehrjéhrige
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Finanzplanung von Bund und Léndern. Die Materie wurde durch das Sta-
bilititsgesetz vom 8. 6. 1967 (BGBI. I S. 582) und durch das Haushalts-
grundsitzegesetz vom 19. 8. 1969 (BGBI. I S. 1273) bundesgesetzlich
geregelt.

— 21. AnderungsGvom 12.5. 1969 (BGBI. I S. 359)

Durch die Art. 91 aund b GG wird fiir die Bereiche Ausbau und Neu-
bau von wissenschaftlichen Hochschulen einschlielich der Hoch-
schulkliniken, Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, der
Agrarstruktur und des Kiistenschutzes sowie fiir das Zusammenwir-
ken von Bund und Léndern bei der Bildungsplanung das neue Institut
der Gemeinschaftsaufgaben in das Grundgesetz eingefiihrt. Als
Folgegesetze wurden das Hochschulbauférderungsgesetz vom 1. 9.
1969 (BGBI.IS. 1556), das Gesetz iiber die Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur vom 6. 10. 1969 (BGBI. 1 5. 1861) sowie das
Gesetz liber die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kiistenschutzes« vom 3. 9. 1969 (BGBI. I S.
1573) erlassen.

Die Verankerung der Gemeinschaftsaufgaben im Grundgesetz ist auf
die Entwicklungen in der Verfassungswirklichkeit zuriickzufiihren.
So galt urspriinglich fiir das foderalistische System der Bundesrepu-
blik die Besonderheit, dal eine Mischverwaltung, d. h. die Mitwir-
kung und Mitfinanzierung des Bundes an Landeraufgaben, im Grund-
gesetz nicht vorgesehen war. Die mannigfaltigen Aufgaben der
Lénder sowie die geographischen, wirtschaftlichen und sozialen Ver-
flechtungen zwischen den einzelnen Bundesldndern und dem Bund er-
wiesen sich jedoch als so vielschichtig, daf3 sich schon sehr frith in Ab-
wendung vom Grundsatz des Trennsystems auf den verschiedensten
Gebieten — insbesondere auch im Bereich der heutigen Gemein-
schaftsaufgaben — eine intensive Zusammenarbeit zwischen Bund und
Landern entwickelte. So gab es beispielsweise bei regionalen Forder-
programmen im Bereich der Wirtschaftsstruktur, bei der Agrarstruk-
turverbesserung sowie im Hochschulbau eine intensive Mitwirkung
des Bundes. Durch diese sich von Jahr zu Jahr intensivierenden Ver-
flechtungen von Bund und Lindern »neben den verfassungsrechtli-
chen Normen« wuchs die Einsicht, da3 das reine Aufgabentrennsy-
stem den Bediirfnissen eines Staatswesens mit einer immer komplexer
werdenden tiberregionalen und internationalen Verflechtung nicht ge-
recht wurde. Der Grundgesetzgeber sah sich daher schlieBlich zur Ver-
fassungsreform von 1969 veranlaB3t, wo unter anderem durch Einfii-
gung der Art. 91 a und b GG den faktisch bereits vollzogenen
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Anderungen in der Staatspraxis Rechnung getragen wurde. Diese Re-
gelungen lassen zwar die Verteilung der Gesetzgebungszustindigkei-
ten grundsitzlich unberiihrt, die dort geregelten Materien bleiben also
Lénderaufgaben, der Bund erldf3t jedoch — ein Kompetenzverlust fiir
die Linder — die Gesetze, die die Durchfiihrung der Gemeinschafts-
aufgaben regeln. Ein Kompetenzverlust fiir die Léander ist ferner darin
zu sehen, daB3 im Bereich der Gemeinschaftsaufgaben nunmehr die
Notwendigkeit zur Abstimmung mit dem Bund besteht.

Durch Art. 104 a Abs. 4 GG wird eine Bundeskompetenz fiir die Ge-
wihrung von Finanzhilfen bei bestimmten Lénderaufgaben einge-
fiihrt. Dies ist eine Ausnahme zu dem in Art. 104 Abs. 1 GG festgeleg-
ten Konnexitétsprinzip, wonach Bund und Lénder jeweils ihre eigenen
Aufgaben finanzieren. Finanzhilfen diirfen nach der neuen Regelung
nur gewéhrt werden, soweit es sich um besonders bedeutsame Investi-
tionen der Linder und Gemeinden (Gemeindeverbinde) handelt, die
zur Abwehr einer Storung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
oder zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesge-
biet oder zur Forderung des wirtschaftlichen Wachstums erforderlich
sind. Zumindest faktisch zieht diese Anderung einen Kompetenzver-
lust der Linder nach sich, da es sich wohl kein Land leisten kann, auf
groBere Finanzhilfen des Bundes zu verzichten. Zu Recht wird daher
in diesem Zusammenhang auch vom »goldenen Géngelband der Inve-
stitionshilfen« gesprochen.

Durch Anderung des Art. 105 GG wird die Gesetzgebungskompetenz
iiber Steuern und Finanzmonopole nahezu vollstidndig auf den Bund
ibertragen. Durch diese Kompetenzinderung soll die steuerliche
Rechts- und Wirtschaftseinheit auf dem Gebiet der Bundesrepublik si-
chergestellt, ferner soll verhindert werden, daf} unterschiedliche Wett-
bewerbsbedingungen durch regional verschiedene Steuerregelungen
entstehen. Die zentrale Gesetzgebungskompetenz iiber die Steuern ist
im iibrigen auch Voraussetzung fiir den Einsatz der Steuerpolitik zu
wirtschafts- und sozialpolitischen LenkungsmafBnahmen.

- 22. AnderungsG vom 12.5. 1969 (BGBI. 1S. 363)

Durch Anderung des Art. 74 Nr. 13 GG wird die Regelung der Ausbil-
dungsbeihilfen zum Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung.
Die Materie wurde durch das Bundesausbildungsférderungsgesetz
vom 19.9.1969 (BGBI.1S. 1717) bundesgesetzlich geregelt.

Durch Anderung des Art. 74 Nr. 22 GG wird der Bereich der Erhebung
und Verteilung von Straenbenutzungsgebiihren Gegenstand der kon-
kurrierenden Gesetzgebung.
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Durch Einfiigung des Art. 74 Nr. 19 a GG wird der Bereich der wirt-
schaftlichen Sicherung der Krankenhiduser und der Regelung der
Krankenhauspflegesidtze zum Gegenstand der konkurrierenden Ge-
setzgebung. Der Bund erldt das Krankenhausfinanzierungsgesetz
vom 29. 6. 1972 (BGBI.1S. 1009) als Folgegesetz.

Durch Einfiigung des Art. 75 Abs. 1 Nr. 1 a GG wird die Rahmengesetz-
gebung auf den Bereich der allgemeinen Grundsitze des Hochschulwe-
sens ausgedehnt. Die Materie wurde durch das Hochschulrahmenge-
setzvom 26. 1. 1976 (BGBI.1S. 185) bundesgesetzlich geregelt.

Durch Einfiigung der Art. 75 Abs. 2 und 3 GG erhilt der Bund
zundchst die Rahmenkompetenz fiir die Festsetzung einheitlicher
MafBstibe fiir den Aufbau und die Bemessung der Besoldung ein-
schlieBlich der Bewertung der Amter sowie Mindest- und Hochstbe-
trige. Durch Einfiigung des Art. 74 a GG mit dem 28. Anderungsge-
setzvom 18. 3. 1971 (vgl. unten) wird der Bereich der Besoldung und
Versorgung des Offentlichen Dienstes dann in den Bereich der kon-
kurrierenden Gesetzqebung iiberfiihrt.

— 27.Anderungsgesetzvom 31.7. 1970 (BGBL 1S. 1161
Durch Anderung des Art. 91 a Abs. 1 Nr. 1 GG werden alle Hochschulen
dem Bereich der Gemeinschaftsaufgaben unterstellt. Der urspriingliche
Vorbehalt auf lediglich »wissenschaftliche« Hochschulen (vgl. oben 21.
Anderungsgesetz) entfillt. Als Folgegesetz erldfit der Bund das Gesetz
zur Anderung des Hochschulbauférderungsgesetzes vom 3. 9. 1970 (BG-
B1.1S.1301).

— 29. Anderungsgesetzvom 29. 3. 1971 (BGBI. I S. 207)
Durch Anderung des Art. 74 Nr. 20 GG wird der Bereich des Tier-
schutzes Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung. Die Materie
wurde durch das Tierschutzgesetz vom 24. 7. 1972 (BGBI. I S. 1277)
bundesgesetzlich geregelt.

— 30. Anderungsgesetzvom 12. 4. 1972 (BGBL. I S. 593)

Durch Einfiigung des Art. 74 Nr. 24 GG werden die Bereiche Abfall-
beseitigung, Luftreinhaltung und Larmbekampfung zum Gegenstand
der konkurrierenden Gesetzgebung. Der Bund erldf3t das Abfallbesei-
tigungsgesetz vom 7. 6. 1972 (BGBI. I S. 873) und das Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz vom 15. 3. 1974 (BGBI1.1S. 721) als Folgegesetze.

Durch Einfiigung des Art. 74 Nr. 4 a GG wird der Bereich des Waffen-
rechts zum Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung. Die Ma-
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terie wird durch das Waffengesetz vom 19. 9. 1972 (BGBI1. I S. 1797)
bundesgesetzlich geregelt.

— 34. Anderungsgesetzvom 23. 8. 1976 (BGBI. I S. 2383)
Durch Erweiterung des Art. 74 Nr. 4 a GG wird der Bereich des Spreng-
stoffrechts Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung. Die Materie
wird durch das Sprengstoffgesetz vom 13.9. 1976 (BGBI.1S.2737) bun-
desgesetzlich geregelt.

4. Kompetenzverlust durch Ubertragung von Hoheitsrechten auf die
Europdischen Gemeinschaften

Gemil Art. 24 Abs. 1 GG kann der Bund durch Gesetz Hoheitsrechte auf
zwischenstaatliche Einrichtungen iibertragen und zwar ohne Unterschei-
dung nach der innerstaatlichen Kompetenzverteilung, wie sie vom Grund-
gesetz selbst festgelegt ist. Materielle Schranke ist dabei allein Art. 79 Abs.
3 GG. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zu dieser
Vorschrift sind die Liander gegen Verfassungsidnderungen gesichert, durch
die sie die Qualitit von Staaten oder ein Essentiale der Staatlichkeit verlie-
ren. Ein Kern eigener Aufgaben muf} ihnen als »Hausgut« stets verbleiben;
dazu gehort auch, daf sie die freie Bestimmung iiber die Organisation
einschlieflich der in den Landesverfassungen enthaltenen organisatori-
schen Grundentscheidungen behalten.

Die volle verfassungsrechtliche Tragweite des Art. 24 GG fiir die Lédnder
wurde erst im Zuge der Griindung, insbesondere aber des Ausbaus der
Europiischen Gemeinschaften, deutlich.

Das beginnt bereits damit, da3 die EG ein Zusammenschluf3 von Natio-
nalstaaten ist, wobei von den sechs Griindungsmitgliedern seinerzeit allein
die Bundesrepublik eine foderalistische Struktur aufwies. So kam es dazu,
daB3 bei Abschluf} der Griindungsvertrige im Jahre 1957 keine besondere
Riicksicht auf die Kompetenzen der Bundesldnder genommen wurde, ein
Manko, welches umso deutlicher wird, je weiter die Integration fortschrei-
tet. Sind ndmlich erst einmal Kompetenzen iibertragen, dann ist es nur eine
Frage der Zeit, warum von diesen Kompetenzen Gebrauch gemacht wird.
Wird aber Gemeinschaftsrecht erlassen, so ist dieses dem nationalen Recht
und somit dem Recht der Bundeslénder vorrangig.

Bei der Frage nach den Kompetenzverschiebungen zu Lasten der Linder
in diesem Bereich muf} zunéchst die bereits erwéihnte Tatsache berticksich-
tigt werden, daf} durch die extensiven Regelungen des Bundes auf den Ge-
bieten der konkurrierenden Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung
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wie auch durch die genannten Grundgesetzinderungen bereits eine erhebli-
che Kompetenzverschiebung zu Lasten der Liander stattgefunden hat. Der
weitaus groBte Teil der Gesetzgebungskompetenzen ist damit bereits aus
diesem Grund der Regelungsbefugnis der Lander entzogen. Dies bringt es
zwangsldufig mit sich, dal von der Vergemeinschaftung in erster Linie Bun-
desmaterien betroffen sind. Es gibt jedoch auch verschiedene Bereiche der
Léanderkompetenzen, die vom EG-Recht beeintrichtigt sind. Hervorzuhe-
ben sind dabei insbesondere folgende Materien:

— Bildungs- und Kulturbereich

Durch die europiischen Regelungen im Bereich des Ausbildungs- und
Erziehungswesens wird in die Landerkompetenzen des Schul- und Hoch-
schulrechts eingegriffen. Als Beispiel kann in diesem Zusammenhang
der Komplex der gegenseitigen Anerkennung von Diplomen, Priifungs-
zeugnissen und sonstigen Befihigungsnachweisen hervorgehoben wer-
den; ferner sind die Befugnisse der EG zu nennen, wonach allgemeine
Grundsitze fiir die Berufsausbildung aufgestellt werden konnen.

— Wirtschaftsrecht und Landwirtschaftsrecht
Als Gemeinschaftsaufgabe obliegt den Lindern nach dem Grundgesetz
die Forderung der regionalen Wirtschaftsstruktur wie auch der
Agrarstruktur. Durch die restriktive Regelung im EWG-Vertrag iiber die
Vergabe staatlicher Beihilfen erfahrt diese Landeskompetenz einen ganz
erheblichen Eingriff.

— Umweltrecht

Im Bereich des Umweltschutzes sind u. a. die Materien des Gewisser-
schutzes und des Naturschutzes von MaBnahmen der Rechtsanglei-
chung betroffen. Dabei befiirchten die Liander einerseits, dafl der hohe
deutsche Schutzstandard durch die verbindlichen EG-rechtlichen Vor-
gaben nicht mehr aufrechterhalten werden kann, andererseits wird be-
klagt, dal die Gemeinschaft fiir verschiedene Bereiche iiberhohte
Schutzstandards aufstellt, wo iiberhaupt kein gemeinschaftlicher Rege-
lungsbedarf besteht.

— Haushaltsrecht
Die Regelungen iiber die Konjunkturpolitik im EWG-Vertrag konnen
Auswirkungen auf die in Art. 109 GG verankerte Haushaltsautonomie
der Liander haben. Im Bereich des Steuerrechts sind Auswirkungen zu
Lasten der Linder insbesondere insoweit denkbar, als iiber Art. 99 EWG-
Vertrag eine Harmonisierung der indirekten Steuern erfolgen kann.
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— Bundesgesetzgebungskompetenz
Gemil Art. 50 GG wirken die Lander durch den Bundesrat bei der Ge-
setzgebung des Bundes mit. Soweit im Rahmen des fortschreitenden
europdischen Integrationsprozesses Bundeskompetenzen auf die EG
iibertragen werden, gehen die Mitwirkungsbefugnisse der Lander inso-
weit verloren.

Neben den aufgefiihrten Beispielen gibt es eine Vielzahl von Regelungen im
Bereich des primidren und sekundiren Gemeinschaftsrechts, welche die
Léanderkompetenzen beeintriachtigen. Diese im einzelnen vollstindig aufzu-
zéhlen, ist praktisch nicht moglich. Es sei jedoch noch auf einige allgemeine
Punkte hingewiesen, die in der Diskussion um den Kompetenzverlust stets
genannt werden:

Zum einen werden die Erméichtigungsvorschriften im EG-Recht von den
EG-Organen duflerst weitgehend zugunsten der EG (und somit natiirlich
auch zu Lasten der Linder) ausgelegt, zum anderen wird »diese schleichen-
de Kompetenzausweitung« durch die teilweise nur schwer nachvollziehba-
re Rechtsprechung des Europidischen Gerichtshofes unterstiitzt, der im
Zweifel fiir die Gemeinschaft entscheidet.

Zu Lasten der Landerkompetenzen wirkt sich auch die generalklauselarti-
ge Ermichtigung des Art. 235 EWG-Vertrag aus, wonach der Rat bei Fehlen
einer konkreten Befugnisnorm ohne weiteres geeignete Vorschriften erlas-
sen kann, wenn ein Titigwerden der Gemeinschaft zur Verwirklichung ihrer
Ziele im Rahmen des gemeinsamen Marktes erforderlich ist. Nachteilig
sind ferner die in Art. 100 und 100 a EWG-Vertrag vorgesehenen Moglich-
keiten zur Rechtsangleichung.

III.

1. Die neue Rechtsentwicklung im Gehege der deutschen Einigung
und des Vertrags von Maastricht

Nach einer Regelung im Einigungsvertrag empfehlen die Regierungen der
beiden Vertragsparteien den gesetzgebenden Korperschaften des vereinten
Deutschlands, sich innerhalb von zwei Jahren mit den im Zusammenhang
der deutschen Einigung aufgeworfenen Fragen zur Anderung oder Ergiin-
zung des Grundgesetzes zu befassen. In Ausfiihrung dieses Beschlusses ist
die Gemeinsame Verfassungskommission von Bundesrat und Bundestag
eingesetzt worden; sie besteht aus 64 Mitgliedern und zwar je 32 von Bun-
destag und Bundesrat. Aufgabe der Kommission ist es, Verfassungséinde-
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rungen und -ergdnzungen zu beraten und den gesetzgebenden Korperschaf-
ten vorzuschlagen. Das Verlangen der Landesparlamente, selbst an dieser
Kommission beteiligt zu werden, wurde abgelehnt; lediglich als Beobachter
sind die Landtagsprisidenten zugelassen. Sie haben allerdings schriftlich
eine Reihe von Forderungen eingebracht, die zum Teil auch Beriicksichti-
gung fanden. Der Abschlufibericht der Kommission sollte bis zum 31. Mérz
1993 vorgelegt werden.

Zur Vorbereitung der Arbeiten der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion hatte der Bundesrat eine eigene Kommission Verfassungsreform ein-
gesetzt. Diese hat ihre Beratungen bereits beendet und einen von ihr be-
schlossenen Bericht »Stirkung des Foderalismus in Deutschland und
Europa sowie weitere Vorschlige zur Anderung des Grundgesetzes« vor-
gelegt.

Die Gemeinsame Verfassungskommission hat u. a. bereits Beschliisse zu
den Themenbereichen Grundgesetz und Europa, Gesetzgebungskompeten-
zen und Gesetzgebungsverfahren gefafit. Aus Sicht der Landesparlamente
sind diese Beschliisse sehr positiv ausgefallen. So scheint erstmals die Mog-
lichkeit gegeben zu sein, den Prozef} der Auszehrung der Lidnderkompeten-
zen aufzuhalten und ein Stiick verlorenen Boden fiir die Lander zuriickzu-
gewinnen.

Im folgenden wird auf die wesentlichen Punkte aus den vorgenannten Be-
schliissen eingegangen, die aus Sicht der Linder und dabei insbesondere
auch der Landesparlamente von Bedeutung sind:

Von den Beschliissen der Gemeinsamen Verfassungskommission im Be-
reich der Gesetzgebungskompetenzen ist folgendes hervorzuheben:

— Die Bediirfnisklausel des Art. 72 Abs. 2 GG soll enger gefalit werden.
Der Bund wird danach im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung
und der Rahmengesetzgebung nur noch das Gesetzgebungsrecht haben,
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse im
Bundesgebiet fiir die Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Ziel die-
ser Anderung ist es, die allseits geforderte Justitiabilitit der Regelung zu
erreichen. Dementsprechend soll bei Meinungsverschiedenheiten kiinf-
tig auch das Bundesverfassungsgericht auf Antrag von Bundesrat, einer
Landesregierung, aber auch der Volksvertretung eines Landes entschei-
den konnen.

— Im Bereich der Rahmengesetzgebung (Art. 75 GG) soll der Bund kiinftig
nur noch in Ausnahmefillen in Einzelheiten gehende oder unmittelbar
geltende Regelungen erlassen diirfen. Die Rahmengesetzgebung wird
damit zur Richtlinienkompetenz.
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— Zu Lasten des Bundes sollen in den Kompetenzkatalogen der konkurrie-
renden Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung (Art. 74 und 75)
Streichungen vorgenommen werden:

Der Schutz deutschen Kulturguts gegen Abwanderung in das Aus-
land (Art. 74 Nr. 5) soll in eine Rahmenkompetenz iiberfiihrt wer-
den.

Aus dem Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung soll Art. 74 Nr. 8
(Staatsangehorigkeit in den Lidndern) gestrichen werden. Gleiches gilt
fiir Art. 74 Nr. 18; dies bedeutet, daf3 der Landesgesetzgeber in Zu-
kunft das Kommunalabgabenrecht und das ErschlieBungsbeitrags-
recht zusammenfassen kann.

Die Materie »allgemeine Rechtsverhiltnisse des Films« soll aus der
Rahmengesetzgebung (Art. 75 Nr. 2 GG) gestrichen werden.

— In Art. 75 soll die Rahmenkompetenz des Bundes fiir das Hochschulrecht
eingeschrinkt werden. Mit Ausnahme der ausdriicklich aufgezihlten
Materien (Zulassung zum Studium, Studienginge, Priifungen, Hoch-
schulgrade, wissenschaftliches Personal) sollen kiinftig alle iibrigen Be-
reiche dem Landesgesetzgeber vorbehalten bleiben.

Im Bereich des Gesetzgebungsverfahrens soll es verschiedene Verbesserun-
gen fiir die Linder geben. So sollen kiinftig z. B. die Landesparlamente
gemil Art. 80 Abs. 4 eine Gesetzgebungskompetenz haben, soweit Landes-
regierungen durch Bundesgesetz zum Erlal von Rechtsverordnungen er-
méachtigt werden.

Keine Beriicksichtigung fand bedauerlicherweise ein Vorschlag, wonach
die Landtagsparlamente bei den Grundgesetzénderungen beteiligt werden
sollten, die zu einem Entzug von Lidnderkompetenzen fiihren.

Gemil den Beschliissen der Gemeinsamen Verfassungskommission, die
bereits durch das Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes vom 21. Dezem-
ber 1992 (BGBI.1S.2086) in geltendes Recht umgesetzt wurden, wurde die
Rolle der Lander bei der europdischen Integration in einem Art. 23 neu be-
stimmt.

Der neue Art. 23 hat folgende Eckpunkte:
— Die Ubertragung von Hoheitsrechten an die EG ist nur noch mit Zustim-
mung des Bundesrates moglich. Insoweit wird die sog. »offene Flanke
des Foderalismus« im alten Art. 24 GG geschlossen.

— Anderungen des Primirrechts der EG, die zugleich das Grundgesetz in-
haltlich abdndern oder ergidnzen, bediirfen kiinftig einer Zweidrittel-
Mehrheit von Bundestag und Bundesrat.
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— Die Lander wirken kiinftig durch den Bundesrat in EG-Angelegenheiten
mit. Der Bundesrat ist dabei an der Willensbildung des Bundes zu beteili-
gen, soweit er an einer entsprechenden innerstaatlichen MaBnahme mit-
zuwirken hétte oder soweit die Lander innerstaatlich zustidndig waren.

Fiir die Lander besonders wichtig ist dabei die Regelung eines Letztent-

scheidungsrechts:
Soweit nur Interessen der Linder beriihrt sind, hat die Bundesregie-
rung die Stellungnahme des Bundesrats zu beriicksichtigen, kann aber
im Konfliktfall von ihr abweichen.
Soweit schwerpunktmiBig Gesetzgebungsbefugnisse der Lander oder
ihre Verwaltungshoheit betroffen sind, ist die Auffassung des Bundes-
rats malBigeblich zu beriicksichtigen, d. h. in diesem Fall treffen
grundsétzlich die Lander durch den Bundesrat die letzte Entscheidung
fiir die deutsche Politik auf européischer Ebene.
Wenn im Schwerpunkt ausschlieBlich Gesetzgebungsbefugnisse der
Lénder betroffen sind, werden diese zukiinftig auch bei der Wahrneh-
mung der Rechte auf européischer Ebene beteiligt. So werden in die-
sen Fillen die Rechte, die der Bundesrepublik als Mitgliedsstaat der
Europiischen Union zustehen, auf einen vom Bundesrat genannten
Vertreter der Liander iibertragen. Er ist Leiter der deutschen Delegati-
on und stimmt sich mit der Bundesregierung ab.
Das nihere Verfahren wird im Gesetz iiber die Zusammenarbeit von
Bund und Léndern in Angelegenheiten der Europdischen Union gere-
gelt, das bereits im Entwurf vorliegt und mit dem Tag der Griindung
der Europdischen Union in Kraft treten soll.
Aus Sicht der Linder ist dabei insbesondere auch hervorzuheben, daf3
in diesem Gesetz — entsprechend der innerstaatlichen Zustindigkeiten
— die Mitwirkung des Bundesrats fiir die Vorhaben ausdriicklich fest-
geschrieben wird, die auf die Generalklausel des Art. 235 EWG-Ver-
trag gestiitzt werden. Ferner wird die Bundesregierung verpflichtet,
auf Verlangen des Bundesrats von ihren im Vertrag iiber die Européi-
sche Union vorgesehenen Klagemoglichkeiten Gebrauch zu machen,
soweit die Lander durch ein Handeln oder Unterlassen von Organen
der Union in ihren Gesetzgebungsbefugnissen betroffen sind und der
Bund kein Recht zur Gesetzgebung hat. Dadurch wird die Tatsache re-
lativiert, daf} der Vertrag von Maastricht den Bundeslédndern kein be-
vorzugtes Klagerecht einrdumt.

Neben der Regelung des Art. 23 GG bringt das vogenannte Anderungsge-
setz weitere Verbesserungen fiir die Lander. So kénnen diese nach dem neu-
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geschaffenen Art. 24 Abs. 1 a GG kiinftig mit Zustimmung der Bundesre-
gierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen iibertra-
gen, soweit sie fiir die Ausiibung staatlicher Befugnisse und die Erfiillung
der staatlichen Aufgaben zustindig sind. Ferner wurde durch eine Ande-
rung des Art. 50 GG ausdriicklich festgelegt, daf die Linder durch den Bun-
desrat kiinftig in Angelegenheiten der Europdischen Union mitwirken.

Riickblickend auf die bisherigen Mitwirkungsrechte bei der europédischen
Integration erhalten die Linder durch die vorgenannten Regelungen wichti-
ge Kompetenzen, die insbesondere auch im Grundgesetz verankert sind. So
war anfinglich im deutschen Zustimmungsgesetz zu den Romischen Ver-
triagen, die die Grundlage fiir die Europédische Wirtschaftsgemeinschaft so-
wie die Europdische Atomgemeinschaft bilden, nur ein Unterrichtungsver-
fahren der Bundesregierung gegeniiber Bundestag und Bundesrat
vorgesehen. Dieses wurde durch das Zustimmungsgesetz zur Einheitlichen
Europiischen Akte weiter ausgestaltet; gleichzeitig wurde damit ein Kon-
sultationsverfahren zugunsten der Linder eingefiihrt. Danach hatte der
Bundesrat vor Zustimmung der Bundesregierung bei Beschliissen der EG
die Gelegenheit zur Stellungnahme, sofern Gemeinschaftsvorhaben aussch-
lieBliche Gesetzgebungsmaterien der Lander betreffen oder deren wesentli-
che Interessen beriihren; ferner im Bereich der ausschlieSlichen Gesetzge-
bungsmaterien der Lénder nur aus unabweisbaren auflen- und
integrationspolitischen Griinden von der Stellungnahme des Bundesrats ab-
gewichen werden.

Abschlieflend bleibt zu erwihnen, dall es auch in Zukunft keine Beteili-
gung der Linder geben wird, soweit Hoheitsrechte auf andere zwi-
schenstaatliche Einrichtungen, wie z.B. die UNO, iibertragen werden.

Auch auf EG-Ebene gibt es Ansitze fiir eine bessere Beriicksichtigung
der Linderinteressen. So ist in den Maastrichter Vertrdgen die Einrichtung
eines » Ausschusses fiir Regionen« vorgesehen, in dem die deutschen Bun-
desldnder maB3geblich vertreten sein werden. Dieses neue Organ soll zwar
zunéchst lediglich beratende Funktion haben, es besteht jedoch die Hoff-
nung, daf} der » Ausschufl der Regionen« in Zukunft einmal als »Organ der
dritten Ebene« installiert werden kann und dann mafigeblich am Entschei-
dungsprozef der EG beteiligt sein wird.

Eine weitere Stiarkung der Landerebene ergibt sich nach den Maastrichter
Beschliissen auch insoweit, als erstmals das Subsidiarititsprinzip auf Ge-
meinschaftsebene verankert wurde. Eine wichtige Folge ist der auf der Lis-
sabonner Konferenz dem EG-Ministerrat gegebene Auftrag auf Priifung des
sekundiren Gemeinschaftsrechts und seiner Vereinbarkeit mit dem Subsi-
diaritédtsprinzip. Die Regierungskonferenz von 1996 wird sich mit der Pro-
blematik der Riickiibertragung von Zustindigkeiten befassen. Jetzt schon
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besteht eine Begriindungspflicht fiir die Vereinbarkeit eines Rechtsakts mit
dem Subsidiaritédtsprinzip.
Der Bundesrat hat am 18.12.1992 dem Gesetz zum Vertrag iiber die
Europiische Union zugestimmt und gleichzeitig eine EntschlieBung gefal3t,
die u.a. aufzeigt, welche Perspektiven die Bundesldnder bei Umsetzung der
Maastrichter Vertrége fiir vorrangig erachten. Als wesentliche Ziele werden
dabei insbesondere die Entwicklung eines Europas der Regionen auf der
Grundlage einer dreistufigen foderalen Struktur sowie die Umsetzung und
Konkretisierung des Grundsatzes der Subsidiaritit genannt. Der erstmals in
den Maastrichter Vertrigen verankerte Grundsatz der Subsidiaritit wird da-
bei als ein elementares politisches und gesellschaftliches Handlungsprinzip
mit iberragender Bedeutung hervorgehoben.
Der Bundesrat bekriftigt in diesem Zusammenhang auch seine Forde-
rung, daf} eine nach foderativen Grundsitzen errichtete Europdische Union
klar unterscheiden mufl zwischen
— der europdischen Ebene als Feld aller kiinftigen europédischen Ordnungs-
und Strukurpolitik zur Losung iibergreifender Aufgaben,

— der nationalstaatlichen Ebene als Bereich nationaler Gesetzgebung und
Ordnung,

— der regionalen Ebene als Bereich fiir die Gestaltung der vielfiltigen und
differenzierten Lebensbedingungen der Biirger.

Der Bundesrat und die deutschen Lénder sehen es ferner als zentrale Aufga-
be an, iiber die Einhaltung der Subsidiaritit zu wachen, damit die Vielfalt in
Europa erhalten bleibt. Dies soll insbesondere durch die Arbeit im Aus-
schuf} der Regionen erreicht werden, der im weiteren Integrationsprozel3 zu
einer tragenden Siule der europidischen Union ausgestaltet werden soll.
Nach Auffassung des Bundesrats sollten diesbeziiglich bereits bei der ndch-
sten Regierungskonferenz weitere Schritte unternommen werden, um den
Ausschuf} in Richtung auf eine Regionalkammer als »dritte Kammer« ne-
ben Ministerrat und Europdischem Parlament weiterzuentwickeln und da-
durch ein neues Gleichgewicht und eine neue Teilung der Gewalten im
europaischen Maf3stab sicherzustellen.

2. Beispiele fiir iiberregionale Zusammenarbeit von deutschen
Bundeslindern mit europdischen Regionen

Die fortschreitende europidische Integration, insbesondere auch die Vollen-
dung des Europdischen Binnenmarkts zwingen dazu, die vorhandenen Be-
ziehungen der europdischen Regionen zueinander neu zu bestimmen. Ne-
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ben einer grenziiberschreitenden Zusammenarbeit und Vernetzung im Be-
reich der Privatwirtschaft hat dementsprechend in den letzten Jahren insbe-
sondere auch die Kooperation benachbarter Regionen erheblich zugenom-
men. Ziel dieser Zusammenarbeit ist die Schaffung eines Netzwerks der
Regionen als zusitzliche Ebene unterhalb der Nationalstaaten. Dadurch soll
ein eigenstiandiger Beitrag zur Integration Europas, zur Erhaltung regiona-
ler Vielfalt, zur Schonung vorhandener Ressourcen, zur Steigerung der Lei-
stungsfahigkeit der Regionen, zum Disparitidtenausgleich und zur Nutzung
von Synergieeffekten erbracht werden. Die Vernetzung der Regionen muf}
insoweit auch als zusitzlicher Impuls fiir ein Europa der Biirger und — auf
EG-Ebene — als praktischer Beitrag zur Realisierung des in den Maastrich-
ter Vertridgen erstmals erwihnten Subsidiaritdtsprinzips gesehen werden,
wonach die Aufgaben entsprechend den Zustidndigkeiten der Instanzen auf
der Ebene wahrgenommen werden sollen, die den faktischen Gegebenhei-
ten am besten entspricht und eine bestmogliche Effizienz gewihrleistet.

Der wachsenden Bedeutung iiberregionaler Zusammenarbeit der Regio-
nen auf europidischer Ebene wurde auch bei der laufenden Verfassungsre-
form Rechnung getragen. So wurde auf Vorschlag der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission durch Gesetz vom 21.12.1992 (BGBI. I S. 2086) u. a.
ein neuer Abs. 1 a in Art. 24 GG eingefiigt. Danach konnen die Lander mit
Zustimmung der Bundesregierung Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftli-
che Einrichtungen iibertragen, soweit sie fiir die Ausiibung staatlicher Be-
fugnisse und die Erfiillung staatlicher Aufgaben zustdndig sind. Auf der
Grundlage dieser Regelung konnen kiinftig nunmehr grenziibergreifende
legislative, administrative und judikative Organe auf regionaler Ebene ge-
schaffen werden.

Die nachfolgende Auflistung einiger Beispiele fiir die iiberregionale Zu-
sammenarbeit von Bundesldndern 146t erahnen, wie weitreichend die Ver-
netzung der Regionen bereits heute gediehen ist:

a) Bayern
Multilateral

— Arbeitsgemeinschaft Alpenliander (ARGE ALP) (gegriindet 1972)
Mitgliedslénder:
Freistaat Bayern, Land Salzburg, Land Tirol, Land Vorarlberg, Au-
tonome Provinz Bozen-Siidtirol, Autonome Provinz Trient, Region
Lombardei, Kanton Graubiinden, Kanton St. Gallen, Kanton Tessin,
Baden-Wiirttemberg

— Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria (ARGE ALPEN-ADRIA) (ge-
griindet 1978)
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Mitgliedsldnder:

Freistaat Bayern, Autonome Region Friaul-Julisch Venetien, Region
Lombardei, Region Trentino-Siidtirol, Region Veneto, Burgenland,
Land Kiérnten, Land Oberosterreich, Land Steiermark, Republik
Kroatien, Republik Slowenien, ungarische Komitate Baranya, Gyor-
Sopron Somogy, Vas und Zala

Land Salzburg und Kanton Tessin als Beobachter

— Konferenz der Regierungschefs der Bodenseeldnder (gegriindet
1978)
Mitgliedsléinder:
Freistaat Bayern, Land Baden-Wiirttemberg, Kanton Schaffhausen,
Kanton St. Gallen, Kanton Thurgau, Land Vorarlberg

— Arbeitsgemeinschaft Donauldnder (gegriindet 1990)
Mitgliedslinder:
Freistaat Bayern; Land Burgenland, Land Niederosterreich. Land
Oberosterreich, Land Wien; Komitat Bacs-Kiskun, Komitat Ba-
ranya, Komitat Fejér, Komitat Gyér-Moson-Sopron, Komitat Koma-
rom, Komitat Pest, Stadt Budapest, Komitat Tolna; Republik Kroati-
en; Republik Serbien; Republik Moldau, Slowakische Republik,
Tschechische Republik; Bund der Donaukreise aus Ruménien; Be-
zirk Lovech, Bezirk Michailovgrad (Bulgarien)
Baden-Wiirttemberg (Beobachter)

Bilateral
— mit 6sterreichischen Bundesldndern
- Bayern—Tirol seit 1969
- Bayern— Salzburg seit 1971
- Bayern— Vorarlberg seit 1972
- Bayern— Oberosterreich seit 1973

— mititalienischen Regionen
- Bayern— Veneto seit 1978
- Bayern —Friaul-Julisch Venetien seit 1981
- Bayern— Autonome Provinz Trient seit 1987

— mitjugoslawischen Republiken
- Bayern—Serbien seit 1970
- Bayern—Bosnien-Herzegowina seit 1972
- Bayern—Kroatien seit 1972
- Bayern— Slowenien seit 1975
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b)

— mitder Republik Ungarn seit 1991

— mitder Tschechischen Republik
(Bayerisch-Tschechische Arbeitsgruppe) seit 1991

— mitder Slowakischen Republik
(Bayerisch-Slowakische Arbeitsgruppe) seit 1991

— mitder Ukraine
(Bayerisch-Ukrainische Arbeitsgruppe) seit 1991

— im Aufbau: Zusammenarbeit mit Autonomen Gemeinschaften
in Spanien (Kastilien, Leon, Baskenland)

Weitere Beispiele aus anderen Bundeslidndern

Sachsen

Der sichsische Landtag hat Arbeitsgemeinschaften mit dem tschechi-
schen Nationalrat, dem Steiermérkischen Landtag, dem Niederoster-
reichischen Landtag, dem Vorarlberger Landtag, dem Polnischen Seym,
Estland, Lettland und Litauen.

Saarland

Das Saarland ist neben Lothringen, Luxemburg, Belgisch-Luxemburg
und Rheinland-Pfalz Mitglied des Interregionalen Parlamentarier-
Rats.

Baden-Wiirttemberg

Baden-Wiirttemberg hat auf parlamentarischer Ebene eine Gemeinsame
Arbeitsgruppe mit dem Regionalrat des Elsafl. Enge Kontakte bestehen
ferner mit den Schweizer Kantonen Basel — Landschaft und St. Gallen,
mit dem Osterreichischen Vorarlberg, mit Siidtirol, Trient, Friaul-Julisch
Venezien in Italien, mit Languedoc-Roussillon in Siidfrankreich, mit
Wales in Grof3britannien, mit der Slowakei und mit der finnischen Regi-
on Oulu. Eine besonders intensive Form regionaler Zusammenarbeit
findet seit 1988 im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der »4-Motoren
fiir Europa« statt. Neben Baden-Wiirttemberg gehoren ihr Katalonien,
die Lombardei und Rhone-Alpes an. Assoziiert ist die kanadische Pro-
vinz Ontario. In einzelnen Bereichen besteht auch eine Zusammenarbeit
mit Wales.

24
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IV.

Lassen Sie mich zu einigen Uberlegungen kommen:

1. Angleichung in Westeuropa?

Es wire zu kurz gedacht und liee die europidische Entwicklung aufler Be-
tracht, wiirden wir diese fiir die Lander und Landesparlamente der Bundes-
republik Deutschland jahrzehntelange und nun zum Stillstand gekommene
negative Entwicklung isoliert von der sonstigen europédischen Verfassungs-
wirklichkeit betrachten, ebenfalls aber auch die fiir die Linderseite neuen
positiven Elemente. Unsere foderale Struktur war vielfach Modell und Mo-
tivation fiir die Regionen der europiischen Mitgliedsldnder, der Zentralge-
walt groflere Zustidndigkeiten einzufordern und einen eigenen finanziellen
Spiel- und damit politischen Handlungsspielraum zu gewinnen. Belgien ist
mit seiner foderalen Verfassungsstruktur am weitesten gekommen, in Itali-
en und Spanien pochen die Regionen bzw. die autonomas communitades
auf politische, wirtschaftliche und kulturelle Autonomie. Der Abstand war
und bleibt dennoch erheblich. Die Verluste von foderalen Zustindigkeiten,
die wir so lauthals beklagen, konnte man aber auch in gewissem Sinne als
einen Beitrag zur partiellen Angleichung auf einer Stufe sehen, die immer
noch erheblich iiber der der européischen Mitgliedsstaaten liegt, aber doch
aus der Sicht der Regionen und der Zentralregierungen eher diskutier- und
verhandlungsfihig ist. Die Zentralregierungen dieser Mitgliedsldnder kon-
nen und werden letztlich nicht auBBer Betracht lassen, welche Entwicklun-
gen im grenziiberschreitenden Bereich stattgefunden haben. Je schwieriger
die zentrale Steuerung wird, je mehr die regionalen Initiativen zur politi-
schen Schubkraft werden, desto mehr werden auch die Zentralregierungen
Zustiandigkeitsverlagerungen in Betracht ziehen. Ich sehe daher unsere ge-
genwirtige Verfassungsentwicklung mit einer stirkeren Beteiligung der
Liander ebenfalls nicht isoliert, sondern als eine der inzwischen eingetrete-
nen europdischen Entwicklung angemessene Anpassung, die sicher auch
von unseren europdischen Nachbarstaaten sorgfiltig registriert und in die
eigenen Uberlegungen einbezogen wird.

Dies ist schon deshalb notwendig, weil die Realisierung des Binnen-
markts zu einem Bedeutungsverlust der Nationalstaaten als abgegrenzte
Einheiten der Wirtschaftstétigkeit fiihrt. Gleichzeitig wichst die Konkur-
renz zwischen den bisher durch Staatsgrenzen gegeneinander abgeschotte-
ten europdischen Produktionsstandorten. Dadurch werden die Standortfak-
toren, die ganz wesentlich von der Landespolitik mitgeprigt werden, noch
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mehr an Bedeutung gewinnen. Die wirtschaftliche Entwicklung des Ge-
samtstaates wird somit mehr noch als bisher von der Politik seiner Linder
abhingig.

2. Erweiterung um Osteuropa?

Europa besteht aber nicht nur aus den Mitgliedslandern der Europdischen
Gemeinschaft. Die epochale Wende in Osteuropa hat auch die europiische
Integrationslandschaft verdndert. Welche Auswirkungen hat diese Entwick-
lung und konnen unsere foderalen Strukturen iiberhaupt Vorbild sein fiir
diese osteuropiische Staatenwelt? Hat die Beseitigung der einen »groflen
Atomgefahr« nicht zu einer » Atomisierung von Gefahren«, mit der Beseiti-
gung der Ost-West-Mauer zu einer Vielzahl von Mauern und Grenzen ge-
fiihrt? Noch konkreter: verfiihrt nicht unsere foderale » Vielfalt« zur natio-
nalen und regionalen Zersplitterung?

Das, was wir gegenwirtig erleben, ist die Selbstfindung von Nationen und
Volker, die Riickkehr zur natiirlichen regionalen Einheit als Folge der Be-
freiung kiinstlich durch Gewalt zusammengehaltener Volker. Am Anfang
dieser Entwicklung steht die Riickgewinnung und Sicherung eigener Iden-
titdt. Da diese jahrzehntelang unterdriickt war, geht dies mit Eruptionen und
teilweise gewalttétig vor sich. Wenn Sie so wollen, erleben wir die schmerz-
hafte Wiedergeburt von historischen Regionen und Staaten. Diese Phase,
die wir gegenwirtig mehr als Beobachter durchleben, ist wohl unvermeid-
bar, wenn ich auch damit nicht sagen will, nicht durch unsere Unterstiitzung
in den Auswirkungen eingrenzbar.

Es wire aber auch ein Irrtum zu glauben, diese neuen Staaten seien so ein-
féltig, sie konnten fiir sich allein die wirtschaftliche Entwicklung ihres Lan-
des heben und die Verbesserung ihres Lebensstandards aus eigener Kraft er-
reichen. Wir haben im Bayerischen Landtag im vergangenen Jahr um die 30
auslindische Parlamentarierdelegationen empfangen, insbesondere aus ost-
und siidosteuropdischem Raum: Ukraine, Russen, Esten, Polen, Bulgaren,
Slowenen, Slowaken. Der Sinn dieser Besuche war die Suche nach Zusam-
menarbeit aus der Erkenntnis heraus, daf} die eigenen Probleme im Bereich
der Wirtschaft, Umwelt, Verkehrsinfrastruktur nur in tiberregionaler und
insbesondere grenziiberschreitender Zusammenarbeit angegangen und
halbwegs bewiltigt werden konnen. Wir miissen die neue Entwicklung zur
Kenntnis nehmen und uns darauf einrichten, dal die neuen Staaten ihr
Schicksal in die eigenen Hénde nehmen und trotzdem an den Gemein-
schaftsvorteilen der politischen Union teilhaben wollen. Sie suchen den de-
mokratisch-marktwirtschaftlichen AnschluB3 zur Losung ihrer ererbten
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Schwierigkeiten. Wie Andreas Dopfner in dem Sammelband »Keine Angst
vor Europa« schreibt, erhoht dies aber den Druck auf die EG, nicht ihre An-
sidtze zur Uniformitit, sondern ihre Pluriformitiit auszubauen und das von
den Griindervitern gesetzte Ziel einer dezentral-foderalistischen Union zum
Mafstab zu nehmen. Ich bin auch der Auffassung, da3 diese Entwicklung in
Osteuropa fiir uns bedeutet, da$ sich kiinftig zentralistische Tendenzen im
Westen weniger durchsetzen konnen. Wenn es zu einer Gemeinschaft von 20
oder sogar 30 Mitgliedsstaaten kommt, stellt sich dann langfristig fiir die
Gemeinschaft das Problem, wie ihre Funktionsfihigkeit in einer so ver-
groBerten Gemeinschaft gesichert werden kann. Das wird zu den zentralen
Zukunftsaufgaben gehoren. Eine Reform der Arbeitsmethoden, der Organi-
sationsstruktur und der Regelung der BeschluBfassung der Gemeinschaft
wird auf die Dauer unvermeidbar sein. Hier liegt ein groBes Potential fiir
sinnvolle Arbeitsvorschlige unserer Landesparlamente. Wir miissen dabei
sehr genau abwigen, daf} wir nicht eine Politik der unbedachten Worte oder
gar durch eine Umorientierung den Nationalisierungstendenzen auch noch
zusitzlich Schubkraft verleihen und so das Erreichte verspielen und unseren
Nachbarn Vorwinde liefern fiir eine riickwirtsgewandte, historisch tiberleb-
te und auf das Eigeninteresse ausgerichtete Nationalpolitik anstelle einer auf
Interessenausgleich gerichtete Gemeinschaftspolitik.

3. Auslandsbeziehungen der Bundeslinder

Fiir mich ist es ein Phdnomen, daf3 diese zunehmende, intensiver werdende
interregionale Zusammenarbeit von der Offentlichkeit entweder kaum be-
merkt, zumindest politisch nicht ausreichend gewichtet wird. So hat ein an-
gesehener Publizist in einer grofen iiberregionalen Zeitung noch im letzten
Jahr von der zunehmenden »Provinzialitit« der Landesparlamente in einem
eher negativen Akzent geschrieben und in volliger Verkennung der von den
Liandern ausgehenden und von der Bundesregierung ausdriicklich ge-
wiinschten und geforderten grenziiberschreitenden Zusammenarbeit.
Wihrend friiher voller Mifitrauen der Besuch von Landesfachministern in
Nachbarstaaten vermerkt wurde (der frithere Chef des Bundeskanzleramts
Staatssekretir Globke hatte z. B. den ersten Besuch eines Linderbevoll-
méichtigten und zwar des bayerischen beim EWG-Prisidenten Hallstein kri-
tisch kommentiert) werden uns die auslindischen Parlamentarier in einem
bemerkenswerten Ausmal} avisiert und geradezu »angedient«, was den
Bayerischen Landtag iibrigens zu einer personellen Verstirkung des Proto-
kolls gezwungen hat.
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Die Landesparlamentarier sind provinziell in dem Sinne, als der Biirger
gerade von ihnen »Bodenhaftung«, Biirgernihe, Bereitschaft zur ortlichen
Prisenz und zur Entgegennahme auch von lokalen Wiinschen und Forde-
rungen verlangt. Aber sie diirfen ganz und gar nicht provinziell sein, wo es
sich um die Kontaktfihigkeit und Gespriachswilligkeit iiber die Grenzen
hinweg handelt. In meinen Augen haben das selbst die Parteien in ihrer Ge-
samtheit nicht vollig realisiert. Kiinftig ist mehr noch als bisher ein Stamm
von Abgeordneten in den Landesparlamenten vonnoten, der die Fiahigkeit,
auch Sprachfihigkeit hat zur — wie ich es nennen mochte — »regionalen
AuBenpolitik«, wenn man es zuriickhaltender formulieren will, zur »regio-
nalen Nachbarschaftspolitik« oder »europdischen Innenpolitik«. Hier ist
noch von den Parteien viel Arbeit zu leisten, um die richtigen Kandidaten zu
finden und in oOrtlichen Aufstellungsversammlungen vermittelbar zu ma-
chen. Ich gehe sogar so weit zu sagen, bisher haben qualifizierte Abgeord-
nete den Wechsel zum Bundestag als eine Art Hoherstufung angesehen. Ein
gewisses Umdenken wird erforderlich sein. Wir brauchen die qualifizierten
AuBenpolitiker auch in den Landesparlamenten, die regionalen Auflenpoli-
tiker, die Parlamentarier, die die Verbindung herstellen konnen zwischen
landesparlamentarischer Zustindigkeit, bundespolitisch bestimmter Euro-
papolitik und europdischer Gemeinschaftspolitik. Ein Aspekt, der noch gar
nicht angesprochen worden ist.

Unter diesen Primissen finde ich die Kritik an den Reisen von Ausschiis-
sen ins europdische Ausland nicht auf der Hohe der politischen Erfordernis-
se. Der Appell an den 6ffentlichen Neid verkennt, daf} ein Landesparlament
ohne den Blick iiber die Landesgrenzen, ohne die Kenntnis der Nachbarver-
hiltnisse, der Projekte, Planungen, politischen Konzepte nicht mehr sachge-
recht und wirkungsvoll Politik fiir sein Land machen kann, denn die Proble-
me machen ihrerseits heute nicht mehr an den Landesgrenzen halt.

Die Verlagerung grundgesetzlicher Zustindigkeiten auf die Linder bzw.
die stirkere Einbindung der Lander in die Europapolitik tiber den Bundesrat
macht nur einen Sinn, wenn diese sich ihrer grenziiberschreitenden Ver-
pflichtungen auch bewuf3t sind und diese ihre Aufgaben ernst nehmen und
erfiillen. Andernfalls wiren die neuen Zustindigkeitsregelungen nicht ver-
stiandlich, ja eher kontraproduktiv.

4. Grofse und Aufgaben der Parlamente

Wenn von einer Verkleinerung der Landesparlamente in der 6ffentlichen
Diskusssion die Rede ist, so mag im Hinblick auf die Deutsche Einheit und
die dadurch bedingte Sitzvermehrung eine Reduzierung fiir den Bundestag
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oder fiir das Abgeordnetenhaus von Berlin als normalisierende Regelung
sinnvoll sein. Fiir ein Parlament wie das bayerische mit 204 Abgeordneten
bei tiber 11 Mio. Einwohnern im gréten Flachenstaat fiihrt eine Verkleine-
rung zu sehr marginalen Ersparnissen, aber zur Inkaufnahme unzulédngli-
cher Erfiillung parlamentarischer Pflichtaufgaben. Ich wundere mich so-
wieso, daf} sich ein 80 Mio.-Volk mit 38 Mio. Arbeitnehmern so intensiv
beschiftigt, ob die insgesamt 2.728 Abgeordneten im Bund und den 16 Lén-
dern nicht vielleicht um 100 oder 200 zuviel sind. Es werden heutzutage
nicht die politischen Aufgaben diskutiert, ob diese wirklich erfiillt werden
und wo ein Handlungsbedarf oder ein fachlicher oder personeller Fehlbe-
darf besteht, sondern es wird die reine Zahl diskutiert. Eine aus meiner Sicht
merkwiirdige Diskussion.

Man scheint sich auch kaum Gedanken zu machen, daf} die sehr intensi-
vierte grenziiberschreitende Zusammenarbeit der Exekutive bereits jetzt ei-
nen Grad erreicht hat, der die Frage nach dem parlamentarischen Funda-
ment bzw. der parlamentarischen Komplettierung aufwirft, gar nicht davon
zu sprechen, ob das Ausmal} der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit
sich einer entsprechenden parlamentarischen Exekutivkontrolle gegeniiber-
sieht. Zunehmende und intensivierte Zusammenarbeit der Exekutiven auch
im Hinblick auf die erweiterten Zustindigkeiten ist ein Faktum. Unsere
Antwort darauf ist das Dringen um Verkleinerung derjenigen Gremien, die
— durch Volkswabhl berufen — zur Kontrolle der Exekutive und zur Schaffung
der politischen Rahmenbedingungen bestellt sind. Ob die Grundgesetzin-
derungen deshalb auch voll auf die Landesparlamente durchschlagen, oder
ob sie nicht letzten Endes nur zu einer Stiarkung des ohnehin schon beste-
henden »Exekutivfoderalismus« fiihren, bleibt die Frage. Die Beantwor-
tung hiangt nicht zuletzt von den Landesparlamenten selbst ab.
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Das natiirliche Monopol
und seine ordnungspolitische Behandlung

Thomas Klein

Monopole zerstoren die marktwirtschaftliche Ordnung. Die meisten Mono-
pole errichtet der Staat oder er schiitzt sie mit Zollen, Steuerprivilegien und
gesetzlichen Konkurrenzverboten. Alleinanbieter realisieren Monopolge-
winne; sie bieten weniger und qualitativ schlechtere Produkte an, die Ein-
kommensverteilung durch den Markt ist verfilscht. Die marktwirtschaftli-
che Ordnung verliert an Effizienz. Monopolisten verstehen es, ihre
Interessen zu organisieren und die Parlamente und Politiker zu beeinflus-
sen, um ihre Privilegien zu sichern und zu mehren.

Wiirde der Staat freien Wettbewerb zulassen und den Monopolanbietern
die Privilegien entziehen, wiirden auch die meisten Monopole zerfallen, die
Ineffizienz, die Vergeudung okonomischer Ressourcen hitte ein Ende.
Doch dem natiirlichen Monopol — wie z. B. dem Netzverbund in der Strom-
versorgung, dem Telefonnetz — ist so nicht beizukommen; die Implementie-
rung des Wettbewerbs erfordert bei einem natiirlichen Monopol ordnungs-
politisch préazises Vorgehen. Von dieser Aufgabe handelt dieser Artikel

Unter Wettbewerbsbedingungen, einer hinreichend groflen Anzahl von
Anbietern, sind fiir alle Untemehmen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage
und die Preise gegebene Groflen, die sich bei Ausweitung des eigenen An-
gebots nicht verdndern. Jedes Unternehmen wird versuchen, die Kosten zu
senken, wird mit 6konomischen Ressourcen sorgsam umgehen und sein
Angebot so weit ausdehnen, bis der Gewinn maximal wird. Sobald die
Grenzkosten fiir die zuletzt produzierte Einheit hoher sind als der Grenzer-
16s, wird der Grenzgewinn negativ; eine weitere Ausdehnung der Produkti-
on schmilert den Gesamtgewinn. Somit sind jeder Ausweitung natiirliche
Grenzen gezogen.

Aber auch bei technisch anspruchsvoller Produktion, wenn die Anzahl der
Anbieter gering ist — beispielsweise bei Autos, Computern, Uhren —, bringt
der Wettbewerb, den die Betroffenen als hart empfinden, seinen Segen fiir die
Konsumenten in Form von niedrigen Preisen und hoher Qualitit. Der Preis-
verfall fiir Computer in den letzten zwei, drei Jahren trotz rasanter Leistungs-
steigerung moge das illustrieren. Bei wenigen Anbietern spiirt ein einzelnes
Unternehmen, wenn es seine Angebotsmenge erhoht, daf3 die Preise sinken,
vorausgesetzt das Nachfrageverhalten der Konsumenten und das Angebots-
verhalten der Konkurrenten bleibt unverdndert. Technisch anspruchsvolle
Produktion bringt eine Tendenz zu gro3eren Betrieben mit sich. Die Forde-
rung, diesem Prozef} Einhalt zu gebieten, um die polypolistische Angebots-
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struktur zu erhalten, ist unsinnig; viele Kleinbetriebe konnen die Produktion
weniger Grofibetriebe nicht ersetzen, entweder wiren sie dazu iiberhaupt
nicht in der Lage oder die Produktion wire nicht so effizient. Die Gro3e von
Unternehmen zu kritisieren, ist verfehlt. Kritikpunkt allein ist die Privilegie-
rung von GrofSunternehmen durch den Staat auf Kosten der Kleinen: er zahlt
Subventionen, springt bei MiBmanagement ein, um Arbeitsplitze zu erhal-
ten, und fordert damit den KonzentrationsprozeB3. So hilft die Bundesregie-
rung dem VW-Konzern beim Aufbau seines Werkes in Mosel bei Zwickau
und schieft 40 Prozent bei einem Investitionsvolumen von 5 Mrd. DM zu;
und der Opel AG werden fiir den Aufbau des Werkes in Eisenach gar 60 Pro-
zent bei einer Gesamtsumme von 800 Mill. DM gegeben.

Was wiirde passieren, wenn der Staat freien Wettbewerb zulassen wiirde,
Monopole nicht mehr gesetzlich verankern, Zollschranken, Steuervergiin-
stigungen und andere Privilegien abbauen und Subventionen an Grofunter-
nehmen einstellen wiirde? Auf dem Markt wirken dann Krifte, die eine
iiberzogene Konzentration riickgéngig machen. Nicht die Gré8e eines Di-
nosauriers entscheidet iiber wirtschaftlichen Erfolg, sondern Einfallsreich-
tum und Innovationskraft, ein menschliches Betriebsklima und die Fihig-
keit, sich an die stindig dndernden Marktbedingungen anzupassen.

Das alles gilt jedoch nicht fiir das natiirliche Monopol. Wenn die Durch-
schnittskosten fiir jede zusitzlich erzeugte Einheit fallen, ist Expansion ge-
setzmiBig, bis ein Untemehmen den gesamten Industriezweig beherrscht und
die gesamte Nachfrage einer Region oder Volkswirtschaft befriedigt. Fiir po-
tentielle Konkurrenten lohnt es sich nicht, auf dem Markt anzubieten, weil sie
mit den Preisen des beherrschenden Unternehmens nicht mithalten konnen.

Das natiirliche Monopol ist gesamtwirtschaftlich die effizienteste Form
fiir das Angebot an Wasser, Strom und fiir Telefongespriche; machen sich
mehrere Anbieter Konkurrenz, wiirden Ressourcen vergeudet. Man stelle
sich vor, eine zweite Eisenbahngesellschaft versuchte, parallel zu den vor-
handenen Strecken neue Trassen zu schlagen; oder eine neue Telefongesell-
schaft wiirde versuchen, ein zweites Ortsnetz aufzubauen. Selbst wenn ein
nationales natiirliches Monopol — z.B. die Telekom — zerschlagen und in re-
gionale oder gar lokale Gesellschaften tiberfiihrt werden wiirde, wire nichts
gewonnen; das Monopol bliebe bestehen.

Dezentralisierung 16st das Monopolproblem nicht und mindert meist
noch die Effizienz. Muf} dann aber das natiirliche Monopol als unvermeid-
lich akzeptiert werden? Oder gibt es Losungsansitze? Welchen ordnungs-
politischen Rahmen braucht das natiirliche Monopol, damit es nicht wettbe-
werbsschiadlich wirkt?

Die Methode: Das Monopolunternehmen ist in Bereiche zu zergliedern
und jeder Bereich zu untersuchen, ob die Kennzeichen des natiirlichen Mo-
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nopols vorhanden sind; wenn nicht, ist die Aufgabe fiir diesen Unterneh-
mensbereich gelost und es ist privatisierbar; wenn ja, ist dieser Bereich wei-
ter zu zergliedern, solange bis die Monopolbereiche isoliert sind. Bei der
Stromversorgung ist es allein das Verbundnetz, bei der Eisenbahn das
Streckennetz, bei der Telekom das Telefonnetz.

Natiirliches Monopol Otigopol
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Abb. 1: Das natiirliche Monopol ist durch fallende Grenzkosten (GK) und Durchschnittskosten (DK) gekennzeichnet.
Fallen GK und DK, bis sie auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage NN treffen, ist die Expansion der Unternehmen ge-
setzmiBig, bis ein Unternehmen die gesamte Nachfrage befriedigt. Beim Oligopol dehnt jedes Unternehmen seine Pro-
duktion bis zu dem Punkt aus, an dem es mit minimalen DK produziert. NN ist schon in Sichtweite. Wiirde es weiter
expandieren, wiren die GK fiir eine zusitzlich erstellte Produkteinheit hoher als der auf dem Markt erzielbare Preis.
Das Unternehmen macht mit den zusitzlichen Einheiten Verluste. Bei oligopolistischem Angebot teilen sich wenige
Anbieter den Markt. Vollkommener Wettbewerb kann sich nur entwickeln, wenn die Kosten bei geringer Expansion
schon steigen und einzelne Anbieter wegen ihres vernachlissigbar geringen Marktanteils keinen Einfluf auf die Ange-
botsmenge und damit auch nicht auf den Preis haben.!

! Eine gute Darstellung zum Monopol enthilt Paul Samuelson/William Nordhaus, Volkswirtschaftslehre, Band 2,
Koln 1987, S. 121-166.
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Entmonopolisierung der Stromversorgung

Die Monopolstrukturen der Stromversorgung sind rechtlich verankert im
Energiewirtschaftsgesetz, einem verwaltungswirtschaftlichen Relikt aus
dem Jahre 1935, entstanden als Hitler die grofen Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) mit der monopolistischen Stromversorgung privilegierte.
Dieses Gesetz ist mit einigen Anderungen auch heute noch giiltig. Es
schriankt das Angebot ein, richtet Marktzutrittsbarrieren auf, benachteiligt
die Eigenversorgung mit Strom. Verdringungsprozesse sind nur moglich,
wenn der Bundeswirtschaftsminister dem zustimmt.? Bei dieser Machtkon-
zentration von wenigen Mammut-EVU wiire es ein Wunder, wenn nicht par-
lamentarischer Lobbyismus betrieben, Politiker beeinflu3t werden wiirden.
Das Resultat von fast 60 Jahren Verwaltungswirtschaft ist verheerend: eine
okonomisch ineffiziente und technisch nicht mehr zeitgemaife Stromversor-
gung mit einer peinlich schlechten Energieproduktivitit. Nicht zu verges-
sen, in welch hohem Mafe Subventionen direkt oder indirekt an die EVU
flieBen oder bei der Kohleforderung oder Atomforschung versanden.

Verzerrung der Mdrkte durch Subventionen

Die mit der Subventionierung des Kohlebergbaus bezweckte Unabhingig-
keit von den Weltmarktpreisen und der globalen Versorgungslage fossiler
Energietriager ist nicht zu erreichen. Der Anteil der selbstgeférderten Kohle,
das Substitutionspotential ist viel zu gering, die Forderkosten viel zu hoch,
als daB ein plotzlicher Preisanstieg aufgefangen werden konnte. Langfristig
148t sich Unabhéngigkeit nur erreichen, wenn die Kohle als Reserve in der
Erde bleibt, die Wirtschaft die Energieproduktivitit erhoht und verstirkt die
Sonnenenergie, Wind- und Wasserenergie nutzt. Doch das kann allein eine
Energiesteuer leisten. Erst eine Energiesteuer, die die fossilen Energietrager
Braunkohle, Steinkohle, Erdol und Erdgas verteuert, zwingt die Wirt-
schaftssubjekte, sorgsam mit Energie umzugehen, die Energieproduktivitat
zu steigern und auf regenerative Energiequellen, die steuerfrei bleiben, aus-
zuweichen.?

2 vgl. Energiewirtschaftsgesetz § 5.

Zu einer aufkommensneutralen, 6kologischen Steuerreform siehe Ernst U. von Weizsicker, Erdpolitik, C)kologi-
sche Realpolitik an der Schwelle zum Jahrhundert der Umwelt, Darmstadt 1990; sowie
Weizsicker/Jesinghaus/Mauch/Iten, Okologische Steuerreform, Europiische Ebene und Fallbeispiel Schweiz,
Ziirich, Chur 1992.
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Atomkraftwerke — die Kinder der Strommonopole

Die Atomenergie ist — selbst wenn alle 6kologischen Bedenken beiseite ge-
lassen werden — wirtschaftlich nicht tragbar. Subventioniert wird die For-
schung an Universititen und Kernforschungsanlagen, bezahlt die Mammut-
projekte in Kalkar (7,5 Mrd. DM), Wackersdorf (4 Mrd. DM) usw., die
Verwaltung von Umwelt- und Atombehdrden auf Bundes- und Landesebe-
ne, die Ausbildung der Atomphysiker, die staatlichen Beitrige zum Aufbau
und Betrieb der Infrastruktur (Zwischen- und Endlager). Wie wirtschaftlich
arbeiten die Atomkraftwerke? Ist Atomstrom wirklich so billig? Um diese
Fragen zu beantworten, miiiten in einer Kosten-Nutzen-Bilanz des Ge-
meinwesens auf der einen Seite alle Zahlungen erfait werden und auf der
anderen alle monetiren und nicht monetiren Leistungen der EVU an das
Gemeinwesen. Auf der Kostenseite nicht zu vergessen ist die Verzinsung
der Subventionen: Die erste Million vor 35 Jahren hat sich bei einem durch-
schnittlichen Nominalzins von 8 Prozent auf eine Schuld von knapp 15 Mil-
lionen vervielfacht Die Atomindustrie diirfte mit einem dreistelligen Milli-
ardenbetrag beim Staat in der Kreide stehen. Aber leider hat es keine
Regierung nétig, ein Schuldkonto zu fiihren; das Geld anderer Leute 1483t
sich nicht nur leicht ausgeben, man braucht auch dariiber keine Rechen-
schaft abzulegen.

Welchen Nutzen haben die Atomkraftwerke zu verbuchen? Versor-
gungsicherheit? Die wire auch mit konventionellen Kraftwerken zu errei-
chen gewesen, und das ohne Storfallrisiken. Wirtschaftlichkeit? Atom-
kraftwerke wiren ohne Subventionen nicht lebensfihig; Atomstrom ist
wegen der verdeckten Zahlungen des Staates billig. Oder helfen Atom-
kraftwerke, die Belastung der Atmosphédre mit Kohlendioxid zu verrin-
gern? Und ist deshalb ein »Energiemix« gerechtfertigt? Der Prozef3 der
Atomspaltung verursacht kein Kohlendioxid, das ist klar. Vergessen wird,
daB3 viele Hilfsprozesse fossile Energie verbrauchen. Die Forderung und
der Transport von Uranerzen, die Aufbereitung, das Herstellen der Brenn-
elemente, die Energie, die im Atomkraftwerk verbaut (die bewegten Erd-
massen, Stahl, Beton usw.) und spiter beim Abwracken verbraucht wird,
die Transporte alter Brennelemente, der Bau und Unterhalt der Entsor-
gungsinfrastruktur von den Zwischenlagern, iiber Aufbereitungsanlagen
in La Hague oder Sellafield bis hin zum Pridparieren der Salzschichte
zwecks Endlagerung. Eine kohlendioxidemissionsfreie Atomenergie ist
1llusion. Es ist noch nicht einmal erwiesen, ob eine Kilowattstunde Atom-
strom wegen der Stoffstrome nicht mit hoheren Kohlendioxidemissionen
verbunden ist als ein modernes Gaskraftwerk mit zwei Nutzungsstufen
(Gasturbine plus Dampfturbine haben einen elektrischen Wirkungsgrad
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von iiber 50 Prozent). Das Kohlendioxid-Argument richtet sich mogli-
cherweise gar gegen die Atomenergie.

Mit welchen 6kologischen Wirkungen ist die Atomenergie noch verbun-
den? Das Storfallrisiko ist nur einer von vielen Streitpunkten, es kann hier
beiseite gelassen und von einem stérungsfreien Normalbetrieb ausgegangen
werden, der auch 6kologisch nicht haltbar ist. Zu nennen wére die thermale
Verschmutzung, die Aufheizung des FluBwassers und das damit verbunde-
ne Umkippen der FlieBwasserokosysteme wegen des verminderten Sauer-
stoffgehalts im wirmeren Wasser und der geringen Vertriglichkeit von
FluBfischen gegeniiber Temperaturschwankungen. Die thermale Ver-
schmutzung von Fliissen pro Kilowattstunde Strom liee sich durch dezen-
trale Stromerzeugung um ein mehrfaches oder ganz auf Null senken. Der
Uranerzbergbau schiadigt Mensch und Natur. Viele Wismut-Arbeiter star-
ben friih, auch heute liegt die Sterberate in den ehemaligen Fordergebieten
hoher; die Ursache: Krebs — die wahre Ursache radioaktive Strahlung. Der-
zeit wird das meiste Uranerz in Entwicklungsldndern gefordert, iiber die
okologischen Folgen machen sich offenbar nur wenige Gedanken. Die End-
lagerung alter Brennelemente bleibt ungeklirt. Von sicherer Endlagerung
kann nirgends gesprochen werden; ein abschlieBendes Urteil, inwieweit ra-
dioaktiv strahlende Elemente in die Natur diffundieren, konnen wegen der
hohen Halbwertzeiten erst unsere Nachfahren in 1000 oder 5000 Jahren
treffen.*

Spenden Atomkraftwerke irgendeinen Nutzen, der iibersehen worden ist?
Wenn ein Wirtschaftszweig in solch gewaltigem Male gesellschaftliche
Ressourcen verbraucht und nicht ermessbare Schiden verursacht, die Ko-
sten-Schaden-Relation keinen Vergleich kennt, gibt es einen einzigen
Grund mit der versteckten Subventionierung fortzufahren?

Bei den vielen 6konomisch Gebildeten in Deutschland, die sich bei jeder
Gelegenheit fiir Freihandel, Liberalisierung und Privatisierung lautstark
einsetzen, ist es ritselhaft, wieso es in der Frage der finanziellen Unterstiit-
zung der Atomindustrie so still ist und nur wenige Haltung beziehen. Oder
wird die Atomwirtschaft, die nach 35, 40 Jahren immer noch nicht aus den
Windeln ist, als eine »Zukunftsindustrie« angesehen? Nicht einmal die Ver-
letzung der elementarsten Grundsitze einer freiheitlichen Ordnung wird ge-
sehen: Obwohl viele die Atomenergie ablehnen, zwingt sie der Staat, indi-
rekt iiber Steuern zu ihrer Finanzierung beizutragen. Wenn das kein Indiz
ist, ein totalitdres System zu erkennen!

4 Eine umfassende Darstellung, mit welchen Problemen die Atomwirtschaft verbunden ist, bieten
Rosenkranz/Meichsner/Kriener. Die neue Offensive der Atomwirtschaft, Beckverlag 1992.
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Wirtschaftliche und technische Alternativen

Bei Wirmekraftwerken 146t es der heutige Stand der Technik zu, einen elek-
trischen Wirkungsgrad von iiber 50 Prozent zu erreichen, wenn die Energie
in zwei Stufen — zuerst mit einer Gasturbine, dann mit einer Dampfturbine —
genutzt wird. Aber selbst die Abgase der Dampfturbine kénnen bei einer
Temperatur von 300° C zur Wassererhitzung und Raumheizung oder als
technische ProzeBwirme dienen; der Gesamtwirkungsgrad dieser Anlagen
148t sich tiber diese 50 Prozent hinaus erhohen. Mit Klein- und Kleinstkraft-
werken wird es moglich, elektrische Energie zu erzeugen, wo nur Niedrig-
temperaturenergie benétigt wird. Das kann die teuren Kapazititen von
GroBkraftwerken ersetzen. Doch bei diesen Kleinanlagen fallen Energie-
verbrauch und -erzeugung zeitlich auseinander; der Energieverbund ist
notig.

Einer Produktivititssteigerung stehen die Interessen der grolen EVU ent-
gegen; sie miiten Marktanteile an effizientere Konkurrenten abgeben, die
lokale Energiesparpotentiale zu nutzen wissen. Da sie das Verbundnetz be-
herrschen, fillt es ihnen leicht, sich listige Konkurrenz vom Halse zu hal-
ten. Sie sind geméal Stromeinspeisungsgesetz nur dazu verpflichtet, Strom
aus erneuerbaren Energien abzunehmen und 75 Prozent des Durchschnitts-
erloses pro Kilowattstunde zu vergiiten, bei Kapazititen tiber 500 kW gar
nur 65 Prozent und fiir Strom aus Sonnen- und Windenergie 90 Prozent.’
Den EVU droht kein Wettbewerb: Die Preise fiir regenerative Energien sind
zu hoch, die fiir fossile Energie zu niedrig. Sonnen- und Windenergie wer-
den von Idealisten angewandt und tragen sich wirtschaftlich nur in seltenen
Fillen; die Marktanteile bleiben gering. Gefahr droht den EVU bei der jetzi-
gen Preisstruktur nur von einer effizienteren Nutzung fossiler Energie durch
Kleinkraftwerke.

Ausgliederung des natiirlichen Monopols

Wie 148t sich ein Ausweg aus diesem Dilemma finden? Das natiirliche Mo-
nopol besteht allein im Verbundsystem; es geniigt, die Verbundleitungen der
EVU auszugliedern und in eine oder mehrere staatlich kontrollierte Gesell-
schaften zu iiberfiihren und alles andere dem Markt zu iiberlassen.

Welche Argumente sind gegen ein staatlich kontrolliertes Verbundunter-
nehmen vorzubringen? Der allbekannte Trend zur Ineffizienz? Die Effizi-
enz eines Verbundsystems 14t sich einfach messen: die Differenz von

> vgl. Stromeinspeisungsgesetz §§ 2 und 3.
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Stromabgabe- und -annahmepreisen; nach dieser Zielgrofle richtet sich die
Bezahlung fiir das hohere Management. Die Zielfunktionen fiir die Bemes-
sung der Managergehilter miissen beriicksichtigen: 1. die Kosten des Ver-
bundsystems, 2. die Anderungen des Anlagevermogens und 3. die Versor-
gungssicherheit und -qualitdt. Regionale und zeitliche Preisstaffelungen
nach Hoch- und Niedriglastperioden ergeben sich durch den Markt allein.
Das hohere Management ist von einer unabhiingigen Kommission hinsicht-
lich dieser Zielfunktionen zu kontrollieren und die Gehélter nach diesen ob-
jektiven Leistungskriterien zu fixieren; offentliche Transparenz ist dabei
ebenfalls gefordert. Eine weitere Forderung, die gesetzlich festzulegen ist:
Es diirfen keine Fixkosten iiber Gebiihren auf die Verbraucher abgewilzt
werden; dieses Privileg nehmen sich nur Monopolisten heraus, die nicht
fiirchten miissen, dafl ihre Abnehmer zu einem anderen Anbieter abwan-
dern. Eine ausschlieBlich verbrauchsabhiingige Preisgestaltung reizt zum
Energiesparen (s. Abb. 2). Des weiteren diirfen keine Rabatte an Grof3ab-

Strompreis ohne
g Fixkosteniiberwilzung
D 1
=] 1
-g_ Strompreis mit
g Fixkosteniberwilzung
2 ;
1
1
' :
' '
' '
! 1
! 1
q, q q; Stromverbrauch pro
Haushalt (in kWh)

Abb. 2: Gestaltung von Stromtarifen. Werden Fixkosten auf den Verbraucher tibergewilzt, sind die Preise pro Energie-
einheit (OP/CW) geringer und es besteht ein geringerer Anreiz zum Stromsparen als bei einen Preissystem ohne Fixko-
steniiberwilzung. Ein Haushalt mit unterdurchschnittlichen Stromverbrauch qu wird mit einer Preisersparnis von 0P
belohnt, einer mit tiberdurchschnittlichen Verbrauch qii hat OP mehr zu zahlen. Um das Stromsparen anzuregen und ei-
ne degressive Verteilungswirkung zu vermeiden, miissen die Fixkosten in die Kilowattstundenpreise eingerechnet wer-
den.
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nehmer in der Industrie gewéhrt werden, alle Kosten sind im Preis pro Kilo-
wattstunde zu verrechnen. Rabatte sind dort berechtigt, wo der Vertrieb mit
zusitzlichen Kosten pro Gut behaftet ist, aber nicht bei einem festen An-
schlufl — dazu braucht es hochstens ein paar Pfennige zum Ablesen der
Zihler. Fiir GroBunternehmen, die auch ProzeBwirme brauchen, ist es dann
attraktiver, Strom selber zu erzeugen und Uberschiisse ins Netz zu speisen.

Viele Arbeiten, die im Verbundunternehmen anfallen, konnen externe Pri-
vatunternehmen bewiiltigen: die Neuverlegung von Uberlandleitungen, ihre
Wartung, Anschliisse neuer Verbraucher. Wichtig ist nur, daf} es eindeutige
Ausschreibungsregeln gibt und ihr Befolgen kontrolliert wird. Selbst das re-
lativ arbeitsintensive Zihlerablesen ist eine Aufgabe fiir Private; sie erhalten
Gebietskonzessionen nach dem Mindestgebotsprinzip; der Marktzutritt von
Neulingen ist gesichert, wenn sie aktuelle Entgelte unterbieten und Eta-
blierte vom Markt verdringen konnen. An der Vergabe von Auftrigen an
externe Privatunternehmen hat das Management ein Interesse, wenn es die
Effizienz des Verbundsystems insgesamt erhoht. Vetternwirtschaft 146t sich
durch Kontrolle und 6ffentliche Transparenz ausschlie3en.

Die hier vorgeschlagenen Maflnahmen zur ordnungspolitischen Neutrali-
sierung des natiirlichen Monopols in der Stromversorgung mindern die 6ko-
logische Belastung und erhohen die Energieproduktivitit. Eine Energie-
steuer konnen sie jedoch nicht ersetzen. Aber die 0©kologische
Lenkungswirkung der Energiesteuer verstirkt sich: die Transmission liber
den Markt funktioniert besser und bei gleich hohen Endverbraucherpreisen
kann der Staat ein hoheres Steuervolumen beziehen (s. Abb 3).

Eine wirkliche Bahnreform

Im vorigen Jahrhundert, als Privatunternehmer die ersten Eisenbahnen bau-
ten, gab es eine Vielzahl von Eisenbahngesellschaften. Der Wettbewerb war
hart. In Deflationskrisen brachen Eisenbahngesellschaften zusammen und
wurden von anderen iibernommen; in Aufschwungphasen wurden neue
Strecken gebaut. In den USA von 1885 gab es 125.000 km Eisenbahn —
mehr als in der librigen Welt zusammengenommen — 1880 machten sich
1.000 Gesellschaften Konkurrenz; Fahrpreise und Frachttarife waren so
niedrig, wie sonst nirgends in der Welt. Zwischen weit entfernten und dicht
bevolkerten Knotenpunkten — z.B. zwischen Chikago und New York war
der Wettbewerb am hirtesten. Viele Gesellschaften machten sich auf ver-
schiedenen Strecken Konkurrenz. Die Eisenbahnen versuchten, ihre Gewin-
ne mit Kartellabsprachen zu erhdhen; die Kartelle brachen immer wieder
zusammen. Nur zwischen zwei benachbarten Stadten hatten einzelne Eisen-
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bahnen das Monopol; die Preise fiir die kurzen Strecken waren teilweise
hoher als fiir die langen Strecken. Klappernde Pferdefuhrwerke brauchte
man nicht zu fiirchten. ¢

" s verbrauch
0 Qo i kWh)

Abb. 3: Effizienzsteigerung der Stromversorgung. Wird das Verbundnetz ausgegliedert und Wettbewerb bei Stromver-
sorgung zugelassen, fiihrt das zu einer Effizienzsteigerung; die Angebotskurve AA verlagert sich nach A'A' und verliuft
flacher. Der Strom kann statt zum Preis P zu einem niedrigeren Preis P' angeboten werden, der Stromverbrauch erhoht
sich auf Q'. Eine erhohte Energieproduktivitiit bei der Stromversorgung (ein besseres Verhiltnis von Primérenergieein-
satz zu Endverbraucherstrom —es ist am horizontalen Abstand von AA zu A'A' ablesbar) und einer fallenden Nachfrage-
funktion sinkt trotz hoherem Stromverbrauch Q' der Primérenergieverbrauch. Wird mit einer Energiesteuer ein hoherer
Preis P" exogen vorgegeben, bezieht der Staat ein Steuervolumen, das der hell- und dunkelgrauen Fliche entspricht. Oh-
ne Effizienzsteigerung wiirde das Steuervolumen geringer ausfallen (nur die hellgraue Fliche).

Ein Weg zuriick zum Eisenbahn-laissez-faire wiirde vielleicht Effizienz-
gewinne bringen, wirtschaftlich optimal ist das jedoch nicht. Es stellt sich
die Frage, ob der Weg, den die Bundesregierung mit der Bahnreform ein-
schligt, der richtige ist. Die DB und DR sollen in drei Unternehmensberei-

¢ Die wohl umfassendste Darstellung der Eisenbahngeschichte gibt Winfried Wolf, Eisenbahn und Autowahn, Perso-
nen- und Giitertransport auf Schiene und Strale, Geschichte, Bilanz, Perspektive, Hamburg, Ziirich 1988. Milton
Friedman schildert, wie staatliche Regulierung das amerikanische Eisenbahnsystem ruinierte, das ab 1920 wegen
der eigenen Ineffizienz und der Konkurrenz von der Strae zusammenbrach: Milton & Rose Friedman, Chancen,
die ich meine, Frankfurt/M., Berlin, Wien 1983, S.211-219
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che — Streckenbetrieb, Personenverkehr, Giiterverkehr - zergliedert und in
eine Kapitalgesellschaft tiberfiihrt und anschlieBend privatisiert werden.
Die Nahverkehrsstrecken sind durch die Lénder zu betreiben. Es ist wahr-
scheinlich, da3 die Reform zu einer Effizienzsteigerung fiihrt, sicher ist dies
jedoch nicht.

Wie bei jeder Kapitalgesellschaft kann es zu Interessenkonflikten zwi-
schen Management und Aktiondren kommen. Einkommen und Kontrolle
sind nicht identisch. Manager konnen sich selbst und ihren Bekannten hohe
Gehilter, Aufwandsentschiadigungen und Pensionen zusprechen und
Giinstlingen gute Stellungen vermachen. Das geht zu Lasten der Aktionére
und auf Kosten der Effizienz. Die Interessenkonflikte verstirken sich mit
zunchmender Grofle des Unternehmens und wachsender Zahl vieler, kleiner
Aktien und ihrer weiten Streuung. Den Aktionidren fehlt die Durchsetzungs-
kraft, sie haben nicht die nétigen Detailinformationen, um sich gegentiber
dem Management durchzusetzen. Ein weiterer Nachteil ergibt sich durch
die Grofle eines Unternehmens. Selbst der Unternehmer, der zugleich Ge-
schiftsfiihrer und voller Eigentiimer ist, hat es in einem grof3en Unterneh-
men schwer, seine Kosten niedrig zu halten, weil er die Ausgaben nicht
mehr im Detail iiberblicken kann. Bei den grolen Mammutunternehmen ar-
tet das in Biirokratie aus. Um wievieles schlimmer wird das bei der Bahn
AG sein? Der Traum, daf} Privateigentum allein Effizienz bringt, ist naiv.
Wenn Grofle durch den Markt gerechtfertigt ist, beispielsweise im Flug-
zeugbau, ist daran nichts zu @ndern. Wenn viele kleine Unternehmen eine
Leistung erbringen konnen, dann ist dem der Vorzug zu geben, statt Gro3e
von vornherein zu zementieren. Und genau das ist bei der Bahn moglich.

Fiir die Bahn bietet sich die gleiche Methode an wie bei der Stromversor-
gung: es sind die Unternehmensbereiche auszugliedern, bei denen ein
natiirliches Monopol vorliegt. Das ist allein der Streckenbetrieb, alles ande-
re 146t sich privatisieren. Warum soll nicht der Zugbetrieb auch durch kleine
oder mittlere Unternehmen betrieben werden? Oder Tankstellen fiir Diesel-
loks, oder Lok- und Waggonreparaturwerkstétten?

Wie ist beim Personenverkehr vorzugehen? Die Fahrpline erstellt wie bis-
her eine Zentrale, die die Rechte versteigert, einen definierten Zugkorridor
nutzen zu diirfen. Vorgeschrieben sind fiir jede Zugnummer die Fahrzeiten,
die Fahrgeschwindigkeit auf einzelnen Streckenabschnitten, die Anzahl der
Waggons usw.; Verstole dagegen werden mit empfindlichen Konventional-
strafen geahndet. Die Nutzungsrechte gehen an das Unternehmen, das — bei
vorgegebenen Standards — am besten zu wirtschaften versteht. Dafl Wag-
gons verloren gehen wie heutzutage, diirfte dann der Vergangenheit an-
gehoren; die DB zahlt Finderprimien von 40 DM pro Waggon. Es ist nicht
notig, in jeder Fahrplanperiode die Nutzungsrechte neu zu versteigern;
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Marktzutritt ist auch dann gesichert, wenn Neulinge die aktuellen Entgelt-
summen fiir bestimmte Zugnummern unterbieten konnen und damit das
Versteigerungsverfahren erneut erdffnen..

Fiir den Kauf eines Fahrscheins bieten sich zwei Zahlverfahren an: 1. Be-
zahlt wird, wie bisher, an Bahnhofschaltern der zentralen Streckenbetriebs-
gesellschaft, die Tarife sind einheitlich gestaltet. Die Unternehmen, die die
Dienstleistung Zugfahrt bereitstellen, bekommen ihr Entgelt gemill der
Mindestgebot-Versteigerung. Die Fahrscheinkontrolle ist Aufgabe von
Schaffnern der Streckenbetriebsgesellschaft. 2. Versteigert werden die rei-
nen Nutzungsrechte nach dem Meistgebotsprinzip, die Unternehmen zahlen
ihr Entgelt an die Streckenbetriebsgesellschaft und kassieren in ihren Ziigen
zu festgesetzten Tarifen..

Der erste Modus hat den Vorteil, da3 die Unternehmen keine Erlosrisiken
eingehen, das Risiko gestreut wird und an die Streckenbetriebsgesellschaft
iibergeht; auBBerdem kann es aus ganzheitlicher Sicht fiir die Bahnen sinn-
voll sein, bestimmte Zugnummern zu betreiben, auch wenn sie sich einzel-
wirtschaftlich nicht tragen.

Fiir den Giiterverkehr ist die Liberalisierung und Privatisierung noch
leichter. Versteigert werden nur die Nutzungsrechte fiir (Giiter-)Zugnum-
mern. Den Loks konnen, innerhalb der verkehrstechnischen Restriktionen,
beliebig viele Waggons auch von anderen Unternehmen — angehingt wer-
den. Es werden sich Sekundédrmirkte fiir Transportdienstleistungen bilden,
um die Ziige auszulasten. Informationsmarkte sorgen fiir Transparenz iiber
den zeit- und kostengiinstigsten Transport, fiir optimale Stralen-Schienen-
Kombinationen.

Die Streckenbetriebsgesellschaft braucht staatliche Kontrolle und 6ffent-
liche Transparenz, der Staat muf} die Bewertungskriterien und Zielfunktio-
nen zur Bezahlung des hoheren Managements gesetzlich festlegen. Ziel-
funktionen sind: 1. die Hohe der Tarife, 2. die Hohe des Kapitalstocks (um
eine kurzzeitige Tarifsenkung auf Kosten der Substanz zu vermeiden) und 3.
der Verwaltungsaufwand der Streckenbetriebsgesellschaft. Auflerdem ist
vorzuschreiben, welche Aufgaben an externe Private zu vergeben sind: Bau
und Wartung von Streckenabschnitten, Vergabe von Rangierlizenzen usw.
Bei der Streckenbetriebsgesellschaft verbleibt nur die Fahrplanerstellung,
die Versteigerung der Nutzungsrechte, die Aufsichtspflicht, die Erfassung
und Bestrafung von Vertragsbriichen, sowie strategische Entscheidungen
fiir Streckenaus- oder -neubau.

Freier Wettbewerb, in dem richtigen ordnungspolitischen Rahmen gehal-
ten, wird der Bahn guttun. In kurzer Zeit, diirften grof3e Effizienzsteigerun-
gen zu erwarten sein, die niedrigere Tarife und bessere Zugverbindungen
zur Folge haben. Natiirlich werden diese Reformen bei der Automobilindu-
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strie und den Fuhrunternehmen nicht auf Gegenliebe stof3en, eine effiziente
Bahn fiirchten sie wie der Teufel das Weihwasser. Aber der Verkehr verliert
dadurch etwas an seiner 8kologischen Schadwirkung

Diese Reform ist mit dem Abbau nichtproduktiver Arbeitsplidtze verbun-
den. Dafiir werden neue, produktive geschaffen; moglicherweise bietet eine
so reformierte Bahn mehr Arbeit, da sie mit hoherer Effizienz auch ein
hoheres Beforderungs- und Transportvolumen bewiltigt. Die Bahnbeamten
miissen fiir eine solche Reform gewonnen werden: nur produktive Arbeits-
plétze sind sichere Arbeitsplitze.

Die Bundes- und Landespolitiker miissen unbedingt das derzeitige Re-
formkonzept fiir die Bahn {iberdenken. Sie verschenken potentielle Produk-
tivitdtsteigerungen. Auflerdem erzielt der Staat bei einem Verkauf von Wag-
gons, Lokomotiven, Produktionsanlagen an viele separat gefiihrte
Eisenbahngesellschaften einen hoheren Erlos, als wenn er versuchen wiir-
de, nur an der Borse Aktien zu emittieren. Die Nachfrage nach Aktien der
Bahn AG wird geringer sein als die Bereitschaft zur Kapitalbeteiligung an
kleineren, iiberschaubareren Eisenbahngesellschaften, da viele Aktionire
auf hinreichend grofle Mitbestimmungsrechte achten. Dazu kommen die
Unternehmer, die sich nur dann am Eisenbahngeschift beteiligen, wenn sie
auch ihre eigenen Unternehmen fiihren konnen. Selbst Bahnbeamte kénnen
sich zusammenschlieen und kleine Betriebsbereiche wie Reparaturwerk-
stitten libernehmen; sie erhohen den Verkaufserlos und konnen um ihre ei-
genen Arbeitsplitze kdmpfen, indem sie Leistungen anbieten und sich
Marktnischen suchen, die das hohe Management der Bahn AG — fern von
den Details — vielleicht libersehen hitte.

Auch Reformen im Nahverkehr sind moglich

Wieviel offentlicher Nahverkehr darf es denn sein? Oder konnen Private
nicht bessere Leistungen zu niedrigeren Preisen auch im Nahverkehr erbrin-
gen, wenn der richtige ordnungspolitische Rahmen gesetzt ist? Wire es
nicht schon ein Gewinn, wenn sich die Stddte von ihrem Anspruch, den
Nahverkehr mit Bus und Bahn selbst zu betreiben, trennen und freien Wett-
bewerb zulassen wiirden? So ist es denkbar, daf3 Private Kleinbusse als Lini-
entaxis betreiben und schnelle Beférderungsdienstleistungen zwischen weit
entfernten Stadtteilen oder zentralen Plédtzen anbieten. Die Stadt kann dieser
umweltfreundlichen Alternative entgegenkommen, indem sie diesen Bus-
sen besondere Spuren vor Stralenkreuzungen einrdumt, die ein schnelles
Vorwirtskommen sichern. Diese Busse sind im innerstddtischen Verkehr
durch keinen schnellen Porsche zu schlagen. Die Stadtverwaltung muf3 nur
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eine Rahmenordnung setzen, dann braucht sie sich um Preise, Fahrzeiten,
Linienfiihrung keine Gedanken zu machen, einen freien Marktzutritt vor-
ausgesetzt. Diese Busunternehmen machen sich gegenseitig Konkurrenz,
sind gezwungen, ihre Preise und Kosten zu senken und sich den Wiinschen
ihrer Passagiere anzupassen. Solche Busunternehmen werden geringe Be-
forderungspreise erlauben. Es fallen nur an: die Lohnkosten des Fahrers,
Kapitalkosten, Abschreibung, Wartung und Betriebskosten des Busses; das
istnicht viel.

Aber auch StraBenbahnen, U-Bahnen und Buslinien konnen Private bes-
ser betreiben. Die Stidte brauchen nur den Linienbetrieb — analog zur Per-
sonenbeforderung bei der Bahn — nach dem Mindestgebotsprinzip zu ver-
steigern und dauernd Marktzugang durch neue Anbieter zu ermoglichen.

Man wird feststellen, dall Wettbewerb — innerhalb eines verniinftigen ord-
nungspolitischen Rahmens —am Ende den Konsumenten niitzt. Der Nahver-
kehr mit Bussen und Straenbahnen wird damit zu einer echten Alternative
zum eigenen Auto. Unsere Stidte sind dann weniger von Verkehrslarm und
Abgasgestank erfiillt.

Die Post

Auch bei der Post sind Reformen angesagt. Wie bei den anderen Mammut-
monopolen bewéhrt sich auch hier die gleiche Methode: Das Unternehmen
zergliedern und die Bereiche mit natiirlichem Monopol isolieren. Warum
muf die Post eine Bank betreiben oder Telefonapparate bauen? Das konnen,
wenn Wettbewerb herrscht, private Unternehmen besser. So lassen sich vie-
le Bereiche aus der Post ausgliedern und privatisieren. Ein natiirliches Mo-
nopol hat die Post nur in der Telekommunikation und bei der Briefbeforde-
rung.

Fiir die Telekommunikation reicht es aus, wenn eine staatliche Gesell-
schaft das Netz betreibt und alle anderen Leistungen durch Private erstellen
14Bt. Das hohere Management braucht leistungsabhéngige Gehilter, die sich
nach der Hohe der Tarife richten, je niedriger, desto besser die Bezahlung.
Einzubeziehen in die Berechnung der Gehilter sind Kriterien, die die Qua-
litdt des Kapitalstocks bewerten. Ein kurzfristiges Senken der Tarife zur Ge-
haltsmaximierung, indem die Manager auf Kosten der Substanz wirtschaf-
ten, muf3 vermieden werden. Auch fiir die Post ist eine unabhingige
Kontrollkommission geboten, die dem Management auf die Finger schaut.

Klare Vorschriften miissen bestehen fiir die Ausschreibung von Auftri-
gen: das Verlegen neuer Anschliisse und Leitungen, der Bau neuer Schalt-
stellen sowie ihre Wartung, Reparatur- und Servicevertriage. Der Druck des
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Wettbewerbs sorgt fiir niedrige Preise und erlaubt am Ende niedrige Tarife.
Das kleine Staatsunternehmen, das das Telekommunikationsnetz betreibt,
wird im Zusammenspiel mit den vielen kleinen Serviceunternehmen und
den Herstellern von Telekommunikationsgeriten einen effizienten Betrieb
erlauben. Niemand braucht mehr iiber hohe Rechnungen und die Triagheit
des VEB Telekom zu klagen.

Anders ist es bei der Briefbeférderung. Ein natiirliches Monopol besteht
aufgrund des Netzes von Briefkisten, des Systems der Briefmarken und der
taglichen, flichendeckenden Verteilung der Postsendungen. Es spart ge-
samtwirtschaftlich Ressourcen, ein einheitliches Briefmarkensystem beizu-
behalten. Die Briefkastenentleerung kann mit Gebietskonzessionen an Pri-
vate vergeben werden, ebenso das Austragen der Sendungen. Auch die
Transporte zwischen den Stiddten konnen durch private Unternehmen iiber-
nommen werden, sie finden die schnellsten, billigsten und zuverlédssigsten
Wege. Kann nicht auch Unternehmergeist in die Postimter und Verteilstatio-
nen einziehen? Was steht dem entgegen, wenn die Nutzungsrechte plus die
Leistungsverpflichtungen versteigert werden? Wer sich bei vorgegebenen
Leistungskriterien mit dem geringsten periodischen Entgelt von der zentra-
len Briefbeforderungsgesellschaft zufrieden gibt, erhilt den Zuschlag.

Auf diese Weise magert die staatliche Briefbeforderung zu einer Gesell-
schaft ab, die nur Gebietskonzessionen und Nutzungsrechte vergibt, den
gleichberechtigten Marktzugang von Neulingen gewéhrleistet, Vertrige
iiberwacht und bei Verletzung Strafen ausspricht und den Briefmarkenver-
kauf organisiert.

Den Postbeamten wird so eine Chance gegeben, durch Unternehmergeist
ihre Arbeitsplétze zu verteidigen. Sie haben gegeniiber Neulingen den Vor-
teil, daB3 sie die Abldufe kennen. Wahrscheinlich werden die Postbeamten
einen viel geringeren Widerstand gegen eine solche Postreform entwickeln;
der Widerstand kommt dann nur noch von denen, die um ihr geruhsames
Berufsleben fiirchten. Realpolitisch ist eine solche Reform schneller und
leichter durchzusetzen und wie bei der Bahn steigt der Verkaufserlos.

Auch natiirliche Monopole miissen nicht sein

Diese Skizze iiber die natiirlichen Monopole hat gezeigt, daf} sich Wettbe-
werb auch in diesen Bereichen implementieren 146t. Die ordnungspolitische
Behandlung des natiirlichen Monopols gehort noch zu den unerforschten
Gebieten der Wirtschaftswissenschaften, und die Wirtschaftspolitiker kon-
nen sich daher nicht auf Theorien stiitzen. Die Okonomen sind gefordert,
sich dieser Aufgabe anzunehmen, und die Wirtschaftspolitiker — besonders
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das Bundeswirtschaftsministerium — sollten entsprechende Forschungspro-
jekte anregen. Statt, wie in diesem Artikel, beispielhaft vorzugehen, konnen
allgemeingiiltige Regeln und Methoden fiir die ordnungspolitisch prizise
Bewiltigung des Monopolproblems entwickelt werden, die sich dann auch
auf andere Bereiche ausdehnen lassen wie zum Beispiel auf die Wasserver-
sorgung und auf Hafenanlagen.

Angesichts der vielen zu privatisierenden Betriebe und der begrenzten
Aufnahmeféhigkeit des Marktes fiir Unternehmenskéufe gilt es, Konzepte
fiir neue Privatisierungsstrategien einzubeziehen wie zum Beispiel das Be-
teiligungsmodell.” Die Fehler der Treuhandpolitik diirfen nicht wiederholt
werden, sonst miissen — wie in Ostdeutschland — Betriebe verschenkt wer-
den.

7 Zum Beteiligungsmodell siehe Gerlinde und Hans-Werner Sinn, Kaltstart, Volkswirtschaftliche Aspekte der deut-
schen Vereinigung, Miinchen 1993, S. 157-177.

Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993) 45


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Thomas Klein: Das natürliche Monopol und seine ordnungspolitische Behandlung


Zeitgeschehen

Mit dem Pfunde wuchern!

Argumente und Fakten zur aktuellen Bildungsdiskussion

aus arbeitsmarktpolitischer Sicht
Friedrich Buttler, Manfred Tessaring

Fiir den Produktionsstandort
Deutschland bleibt das Humankapital
die zentrale strategische Grofle. Hu-
mankapital kann aber nur durch Bil-
dung gebildet und erhalten werden.
Fiir den einzelnen sind hochstmog-
liche und lebenslange Qualifizierung
notwendig und vorteilhaft. Ungelern-
te tragen das grofite Arbeitsplatzrisiko
(vgl. Graphik). Und der Anteil der Ar-
beitsplitze fiir diesen Personenkreis
wird weiter stark zuriickgehen.
Wirtschaft und Verwaltung brau-
chen in den kommenden zwei Jahr-

zehnten auf allen Ebenen hohere Qua-
lifikationen.

Deshalb ist es notwendig, sowohl
die Attraktivitdt des dualen Systems
der Berufsausbildung nachhaltig zu
erhohen als auch die Studienbedin-
gungen an den Hochschulen zu ver-
bessern.

Zur Bewiltigung des Strukturwan-
delsisteine aktive Bildungs- und Wei-
terbildungspolitik eine notwendige,
aber keineswegs hinreichende Bedin-
gung. Die anderen Politikbereiche
bleiben weiterhin in der Pflicht.

Entwicklung der Arbeitsiosenquoten nach
181~ Qualifikationsebenen 1975 - 1991
in Westdeutschland

12

Arbeitslosigkeit trifft besonders die Ungelernten

ohne Ausbildung 14,0

) I I IO | NN N ORI RO AN S |
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1. Das Humankapital wird immer mehr
zum  wichtigsten = Produktionsfaktor
Deutschlands. Der an den Kosten fiir Bil-
dung und Ausbildung gemessene 6kono-
mische »Wert« des Humanvermogens der
Erwerbstitigen entspricht heute fast der
Hilfte des gesamten Sachvermdgens an
Bauten, Ausriistungen, Verkehrswegen
u.d.: Das wertméBige Verhiltnis des Sach-
kapitalbestands zum Humankapitalbe-
stand!) betrug 1989 etwa 2,35 : 1; 1970 lag
es noch bei 3,2 : 1.2) Angesichts der
Knappheit materieller Ressourcen und
Rohstoffe und der zunehmenden interna-
tionalen Konkurrenz gewinnt das Human-
kapital fiir den Standort Deutschland noch
an Gewicht. Dies ist fiir die Entwicklung
des Bildungssystems von grofler, freilich
nicht alleiniger Bedeutung, denn die so-
ziale Nachfrage nach Bildung und Ausbil-
dung 14Bt sich nicht allein vom Arbeits-
markt her bestimmen.

In den letzten drei Jahrzehnten hat die
Qualifikation der Arbeitskrifte deutlich
zugenommen. Der Anteil der Ungelernten
halbierte sich von iiber 40% auf knapp
20 %. Arbeitskrifte mit beruflicher Quali-
fikation (Lehre, Berufsfach- oder Fach-
schule), die Ende der 50er Jahre erst gut
die Hilfte aller Erwerbstitigen stellten,
sind heute zu fast zwei Dritteln vertreten.
Der Akademisierungsgrad der Erwerbs-
tiatigen (Universitidt und Fachhochschule)
stieg von rd. 4 % auf iiber 12 % an.

2. Projektionen®) kommen weitgehend
tibereinstimmend zu dem Ergebnis, daf3
die Qualifikation der Erwerbstitigen in
den kommenden zwei Jahrzehnten weiter
ansteigt, wenn dem langfristigen Trend
der Umstrukturierung des Beschifti-
gungssystems, den Anforderungen neuer
Produktions- und Organisationskonzepte
in den Betrieben und der Ausbildungs-
nachfrage der Bevolkerung gefolgt wird.
In allen Bereichen der Wirtschaft wer-
den Arbeitsplitze fiir Ungelernte abge-

baut. Thr Anteil diirfte bis zum Jahr 2010
auf unter 15% gesunken sein. Personen
mit mittlerer Qualifikation werden danach
rd. 70 % (!) und Hochschulabsolventen rd.
15% bis 18 % aller Arbeitsplitze einneh-
men.*) Die verschiedenen Projektionen
zeigen zum einen, dafl die Grundstruktu-
ren und Veridnderungen sehr dhnlich vor-
ausgeschitzt werden. Zum anderen ver-
deutlichen ihre Unterschiede aber auch,
daB Politik und Planung angesichts der
Probleme von Vorausschitzungen immer
in Bandbreiten denken miissen. Die vor-
laufigen Ergebnisse des Mikrozensus
1991 bestidtigen immerhin bis dahin die
seinerzeit auf der Basis der Entwicklung
bis 1987 von IAB und Prognos gewonne-
nen Ergebnisse. *)

3. Die Ursachen fiir den steigenden Qua-
lifikationsbedarf sind vielschichtig: Die
Beschiftigung in der Warenproduktion
geht zuriick zugunsten eines steigenden
Anteils der Dienstleistungsbranchen. Da-
mit einher geht eine zunehmende Dienst-
leistungsorientierung der Arbeitsaufgaben
— auch im Produktionssektor haben inzwi-
schen fast 40 % aller Arbeitsplitze Dienst-
leistungscharakter. Unter den Produkti-
onstdtigkeiten nehmen anspruchsvolle
Aufgaben des Einrichtens, Steuerns und
‘Wartens von Maschinen zu, wihrend unter
den Dienstleistungen viele Hilfstitigkei-
ten entfallen, weil ihre Aufgaben an inte-
grierten Arbeitsplitzen, z.B. bei der Sach-
bearbeitung am Terminal miterledigt
werden. Hier wie dort werden Routineti-
tigkeiten mehr und mehr abgel6st durch
prozeBorientierte, iibergreifende Arbeits-
inhalte, die auch hohere Anforderungen an
die Handlungskompetenz und Qualifikati-
on auf allen Arbeitsebenen stellen.

Neue Produktions- und Organisations-
konzepte konnen zu flacheren Hierarchien
fiihren, indem sie die Mitarbeiterkompe-
tenz und -verantwortung mehr als bisher
betonen. Das bedeutet auch hohere Quali-
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fikationsanforderungen auf mittleren Po-
sitionen. Dort, wie auf den Fiihrungsebe-
nen, sind Innovation und Kreativitit - ge-
stiitzt auf lebenslanges Lernen — gefragt.
Die mittleren Positionen sind teils Einsatz-
feld von Hochschulabsolventen mit dem
Trend zum Vordringen in ehemalige Auf-
stiegsbereiche der Absolventen von be-
trieblicher Lehre und Fachschule, teils
Einsatzfeld und in Uberschneidungsberei-
chen auch Aufstiegsfeld letzterer.

Neue Produktions- und Organisations-
konzepte mit flacheren Hierarchien dezen-
tralisieren Kompetenz und Verantwortung
in Richtung dezentraler Ebenen. Davon
profitieren die im dualen System Ausge-
bildeten, wenn sie — wie es neue Ausbil-
dungsordnungen vorsehen — ihre Aufga-
ben selbstiandig planen, durchfiihren und
kontrollieren konnen. Auch fiir Hoch-
schulabsolventen — insbesondere praxis-
bezogener Fachhochschulstudienginge —
ergeben sich teilweise neue Zuordnungen.
Hochschulabsolventen sind nicht mit
Fihrungskriften gleichzusetzen. Thr Ein-
satzbereich ist daneben schon traditionell
die obere Hilfte mittlerer Positionen (z.B.
Lehrer, Verwaltungsberufe, freie Berufe).
Dies gilt um so mehr bei zunehmender Ab-
solventenzahl, denn mehrere Millionen
konnen nicht zu den oberen Zehntausend
gehoren.

Angesichts der zunehmenden Wettbe-
werbsfihigkeit stidostasiatischer Volks-
wirtschaften und des Angebots attraktiver
Produktionsstandorte in unserer unmittel-
baren ost-mitteleuropdischen Nachbar-
schaft wird die deutsche Wirtschaft ihre
Wettbewerbsposition insbesondere mit in-
telligenten Giitern, Diensten und Produk-
tionsverfahren sichern miissen. Die neue
Herausforderung besteht darin, daf3 andere
Wettbewerber technologisch teilweise
gleichgezogen haben oder weiter sind, daf
die Imitationskonkurrenz ~ Vorspriinge
schneller auftholt und daf} die neuen Wett-
bewerber mit weit niedrigeren Lohnkosten

produzieren. Wenn wir nicht oder mog-
lichst wenig in Lohnkonkurrenz einzutre-
ten gezwungen werden wollen, miissen
wir das Produktivititswachstum deutlich
steigern. Diese Herausforderung kann nur
durch Beschleunigung des Strukturwan-
dels gemeistert werden. Das verlangt hohe
Qualifikationen der Fachleute auf allen
Ebenen, also auch hohere Prioritiit fiir Bil-
dungs-, Wissenschafts-, Forschungs- und
Technologiepolitik. Die Notwendigkeit
dazu wird nachdriicklich durch die hinter
Japan und den Vereinigten Staaten zuriick-
bleibenden Anmeldungen weltmarktfihi-
ger Patente in Deutschland bestitigt. 6)

4. Der Arbeitsmarkt spiegelt die Bedeu-
tung der Qualifikation eindrucksvoll wi-
der. Ungelernte tragen — obwohl ihr Anteil
und ihre Zahl stark riickldufig sind — seit
Jahren die weitaus hochsten Risiken; die
Arbeitslosigkeit der Gelernten, gleich
welcher Qualifikationsstufe, ist dagegen
iber die Jahre unterdurchschnittlich (vgl.
Titelgraphik). Auch in den neuen Bundes-
landern hat sich — bei hoherem Niveau der
Arbeitslosigkeit — im Laufe des Transfor-
mationsprozesses eine ebenso eindeutige
Rangordnung der Arbeitslosigkeit zugun-
sten der qualifizierten und hochqualifi-
zierten Personen herausgebildet.

Rezessionsbedingt hat 1992/93 die Ar-
beitslosigkeit auch von Hochschulabsol-
venten wieder zugenommen. Die Fachver-
bdinde beunruhigen besonders die
Ubergangsprobleme junger Diplom-Che-
miker, -Ingenieure und -Physiker vom Stu-
dium in den Beruf. Allenthalben sind nicht
erst in jlingster Zeit langere Suchphasen
nach dem Studium zu verzeichnen. Die
kurzfristig zu beobachtende Entwicklung
darf aber nicht Anlaf} zu Fehleinschitzun-
gen des mittel- und langfristigen Qualifi-
kationsbedarfs geben.

Insbesondere die Unternehmen miissen
durch personalwirtschaftlich strategisches
Denken anstelle kurzfristiger Kostenori-
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entierung jetzt kiinftigen Engpédssen vor-
beugen. In vielen Berufsgruppen ist eine
Uberalterung und damit ein steigender Er-
satzbedarf sichtbar. Sowohl im Bereich
der Fachkrifte als auch des wissenschaftli-
chen und des Fiihrungspersonals miissen
schon heute die Weichen fiir die Nach-
wuchssicherung gestellt werden. Mit der
Schaffung zusitzlicher Teilzeitarbeitsplit-
ze konnten Wirtschaft und Verwaltungen
den jetzigen Absolventenstau in den ge-
nannten Fachrichtungen mindestens teil-
weise auffangen und Fachkrifte an sich
binden.

Esistkaum vorstellbar, daf3 die Nichtaus-
nutzung des Begabungspotentials oder gar
ein Zuriickfahren der bisherigen Ausbil-
dungsanstrengungen in technisch-natur-
wissenschaftlichen Studiengingen fiir den
Standort mittelfristig folgenlos bliebe.
Nachteilig wirkte sich insbesondere aus,
wenn die unter dem Eindruck voriiberge-
hender konjunktureller Arbeitsmarktsigna-
le neuerdings behauptete Akademiker-
schwemme Anlal zur Vernachlissigung
von Technik und Naturwissenschaften bei
der Ausbildungswahl geben wiirde. Die
Sicht auf langerfristige Chancen und Erfor-
dernisse darf nicht verstellt werden.

5. Die Bewertung der Ausbildung im Be-
schiftigungssystem spiegelt — und hieran
hatsichim Zeitablauf kaum etwas geéndert
— die »Bildungsmeritokratie« unserer Ge-
sellschaft wider. Die Einkommensabstén-
de zwischen den Ausbildungsgruppen zei-
gen, daB sich zusitzliche Ausbildung nach
wie vor lohnt. Hochschulabsolventen neh-
men in der betrieblichen Hierarchie weiter-
hin die hoheren Positionen ein, Absolven-
ten des dualen Systems haben ungleich
geringere Aufstiegschancen. Die mit Recht
eingeforderte Gleichwertigkeit von allge-
meiner und beruflicher Bildung ist also am
Arbeitsmarkt bisher nicht realisiert.

Auch die Weiterbildungsteilnahme als
wichtige Quelle der Qualifikationserhal-

tung und -erweiterung zur Sicherung des
Arbeitsplatzes und als Grundlage fiir den
beruflichen Aufstieg zeigt gruppenspezifi-
sche Unterschiede. Nach wie vor sind
Hochschulabsolventen bei der Weiterbil-
dung iiberreprisentiert; die Beteiligung
anderer mittlerer Fachkrifte ist, obwohl
steigend, immer noch unterdurchschnitt-
lich, das gilt um so mehr fiir die Alters-
gruppe tiber 45 Jahre. Fiir das Humankapi-
tal ist Weiterbildung das, was fiir das
Sachkapital die Pflege, Runderneuerung,
Instandhaltung etc. ist. Geschieht sie
nicht, verliert das Kapital an Wert.

6. Die noch nicht verwirklichte Gleich-
wertigkeit allgemeiner und beruflicher
Bildung hat fiir das Bildungswahlverhal-
ten von Eltern und Jugendlichen erhebli-
che Bedeutung. In der offenen Bildungs-
gesellschaft hat sich die Bindung
bisheriger Standardbiographien — z.B.
der Weg von der Volksschule iiber die
Lehre zum Facharbeiter bzw. vom Gym-
nasium tiber das Studium zum Akademi-
ker — an bestimmte Bevolkerungsschich-
ten gelockert: Die Durchlissigkeit ist
grofler geworden. Trotz der quer durch
die Schichten gehenden Anerkennung der
Qualitdt dualer Ausbildung wenden sich
die  Qualifizierungswiinsche  vielfach
hoheren Abschliissen zu. Heute wiin-
schen sich Eltern fiir ihre Kinder in noch
groBeren Anteilen das Abitur bzw. den
Realschulabschluf} als dies in der gegen-
wirtigen Struktur der Schulabschliisse
zum Ausdruck kommt. Diesbeziiglich
unterscheidet sich das Bildungsverhalten
in Ostdeutschland nicht vom westdeut-
schen Entwicklungsmuster.

So wird der Bildungsweg iiber Abitur
und Studium oft deshalb bevorzugt, weil
er mehr Optionen erdffnet, ohne daf} das
Studium selbst hinsichtlich Bedingungen
und Inhalten jederzeit vorzugswiirdig er-
schiene. Bildungswahlentscheidungen zu-
gunsten des Abiturs und des Studiums sind
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unter diesen Bedingungen zunehmend we-
niger als Berufswahlentscheidungen zu in-
terpretieren, sondern vielmehr als Opti-
onswahl zu begreifen. Welche Optionen
gewihlt werden, hingt zunehmend von
den erwarteten Beschiftigungs- und Auf-
stiegsbedingungen und weniger von den
Ausbildungsinhalten und -bedingungen
ab. Bei groBer Unsicherheit iiber die kiinf-
tigen Beschiftigungs- und Aufstiegsbe-
dingungen, wie sie z.B. gegenwirtig von
Jugendlichen in Ostdeutschland geduf3ert
wird, kann die Optionswahl auch zugun-
sten von Ausbildungsinhalten erfolgen
oder zur Entscheidung gegen ein Studium
fithren. Freilich gilt gleiches nicht fiir die
Attraktivitit des alle Wege offenhaltenden
Abiturs. Das zeigt auch, wie schwierig es
ist, den Stellenwert der Hauptschule im
dreigliedrigen Schulsystem zu erhalten.

7. Um den Fachkriftebedarf der Zukunft
zu decken, muf} die Attraktivitit der dualen
Ausbildung durch Mafinahmen im Be-
schiftigungssystem verbessert werden.
Gleichwertigkeit zwischen berufsprakti-
scher und schulisch-theoretischer Ausbil-
dung kann am ehesten durch eine entspre-
chende Anerkennung in der anschlieBenden
Beschiftigung erreicht werden. Aussichts-
reichere Perspektiven fiir mittlere Fachkrif-
te aus dem dualen System ergéiben sich im
Uberschneidungsbereich ihrer Aufstiegs-
positionen mit neuen FEinsatzfeldern fiir
Hochschulabsolventen, wenn sie von den
Unternehmen mehr als bisher in die Perso-
nalstrukturplanung einbezogen und ihnen
realisierbare und transparente Weiterbil-
dungs- und Aufstiegschancen eroffnet
werden.”) Hierzu gehort auch eine fle-
xiblere Laufbahnstruktur im offentlichen
Dienst, und es wire sehr wiinschenswert,
wenn diesmal entsprechende Anstrengun-
gen zur Reform des offentlichen Dienst-
rechts Erfolg hitten.

Die Verbesserung der Beschiftigungs-
perspektiven fiir Absolventen des dualen

Systems ist freilich angesichts der einge-
tretenen Verdnderungen des Bildungs-
wahlverhaltens und der jetzigen Vertei-
lung von  Ausbildungskosten  und
-ertrdgen im dualen bzw. im Hochschul-
system nur eine dringend notwendige,
nicht schon hinreichende Bedingung fiir
die Sicherung des Fachkriftebedarfs. Be-
triebe und Verwaltungen werden vermut-
lich ergdnzend zunehmend andere Wege
der Rekrutierung von Fachkriften gehen.
So ist — auch als Folge wachsenden Ko-
stendrucks — zu beobachten, daBl Auf-
stiegspositionen des mittleren Qualifika-
tionsbereichs (auf der bisherigen Meister-
und Technikerebene) zunehmend mit
Fachhochschulabsolventen besetzt wer-
den.?) Diese werden ja im offentlich fi-
nanzierten Bildungssystem ausgebildet,
wihrend die Kosten des betrieblichen
Teils der dualen Ausbildung vom Ausbil-
dungsbetrieb zu tragen sind. Aus der Be-
vorzugung von Fachhochschulabsolventen
fiir Aufstiegspositionen, die bisher fiir Ab-
solventen des dualen Systems erreichbar
waren, wiirde sich auf Dauer ein ernstes
Handicap fiir qualifizierte und aufstiegso-
rientierte Fachkriifte ergeben (Hase- und
Igel-Problem). Zur langfristigen Siche-
rung des Fachkriftenachwuchses muf}
Personalstrukturplanung also auch darauf
achten, daf} geniigend Aufstiegspositionen
fiir »Hasen« offenstehen. Schliellich wer-
den multinational tdtige deutsche und in
Deutschland arbeitende Unternehmen in
Abwigung von Kosten und Ertrigen auch
auf andernorts realisierte Ausbildungskon-
zepte zuriickgreifen.

8. Bei steigenden Qualifikationsanforde-
rungen diirfen die Menschen, die ihnen
nicht unmittelbar und in vollem Umfang
entsprechen konnen, nicht vernachléssigt
werden. Vielmehr bleibt es eine stindige
Herausforderung, ihnen eine bessere Qua-
lifikation und akzeptable Lebens- und Er-
werbschancen zu bieten.
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Die Beschiftigungsexpansion Ende der
80er Jahre hat erneut gezeigt, daf} diese
Gruppe dann die besten Chancen hat,
wenn allgemein die Arbeitskréiftenachfra-
ge zunimmt. Das heifit auch: Wenn es ge-
lingt, mit moglichst vielen gut Qualifizier-
ten den Standort zu sichern, 1Bt sich auch
fiir die Integration von Problemgruppen
mehr tun.

Zur Forderung von Lernschwicheren
und Benachteiligten miissen Ausbildungs-
angebote eroffnet werden, die ihren spezi-
fischen Fihigkeiten und Moglichkeiten
entgegenkommen. Geeignete Mafnahmen
sind z.B. die Verstirkung der Benachtei-
ligtenforderung bzw. der ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen, die Differenzierung und
Modularisierung der Ausbildungsangebo-
te. Dagegen wiirde die Wiedereinfithrung
zweijdhriger Ausbildungen die Gefahr der
Vorselektion und der Beschriankung der
Durchlissigkeit in sich bergen, wenn da-
bei der Grundsatz bestmoglicher Forde-
rung in den Hintergrund trite. Auch fiir
diese Gruppe ist das Prinzip der Durchlis-
sigkeit nach Leistung sicherzustellen.

9. Auch die Hochschule steht unter Re-
formdruck. Die Ansatzpunkte reichen von
einer Studienstrukturreform mit dem Ziel
der Verkiirzung der Studiendauer, der Ver-
ringerung des Studienabbruchs, der Ver-
besserung der Qualitéit der Lehre und ins-
gesamt der hoheren Effizienz des
Studiums iiber die Flexibilisierung der
Laufbahnordnungen im  oOffentlichen
Dienst bis hin zu einer Verdnderung der in-
neren Steuerungssysteme einschlieBlich
der Hochschulfinanzierung.”) Ein schlich-
tes Beispiel macht vieles deutlich: Wiirde
die durchschnittliche Studiendauer neun
statt heute fast fiinfzehn Semester betra-
gen, hitten wir nicht mehr, sondern weni-
ger Studierende als Auszubildende.

Die Hochschule muf} sich auch der Wei-
terbildung — nicht nur fiir ihre eigenen Ab-
solventen — 6ffnen und die Inhalte mehr als

bisher auf veridnderte Anforderungen des
Beschiftigungssystems ausrichten. Be-
schiftigungsorientierung bedeutet jedoch
nicht, Studienginge immer mehr aufzus-
plittern, um damit einem vermeintlichen
(oft nur kurzfristigen) Bedarf entgegenzu-
kommen. Griindliche Fach- und Metho-
denkenntnisse bleiben zentrale Grundlage
beruflicher Handlungskompetenz. Darii-
ber hinaus miissen auch die Studieninhalte
die zunehmenden Anforderungen an kom-
munikative, vernetzte und kreative Tatig-
keiten sowie die steigende Bedeutung der
internationalen Verflechtung reflektieren.
Die dringend notwendigen Studien-
strukturreformen reichen allein nicht aus.
Dariiber hinaus muf die chronische Unter-
finanzierung der Hochschulen iiberwun-
den und der Ausbau der Studienplitze ent-
sprechend den Zielvorstellungen des
Wissenschaftsrates vorangebracht wer-
den. Selbst wenn allein die kiinftige Ent-
wicklung des Akademikerbedarfs Richt-
schnur fiir die Hochschulplanung wire,
ergibe sich ein »Bedarf« von durch-
schnittlich 170 000 bis 190 000 Absolven-
ten jihrlich!?), wihrend es derzeit tatséch-
lich rd. 150 000 bis 160 000 sind. Hieraus
146t sich — ausgehend von einer mittleren
Variante der Bedarfsprojektionen mit ei-
nem Akademisierungsgrad von 16% -
nidherungsweise die Zahl der bedarfsorien-
tierten Studienplitze als Untergrenze der
gesellschaftlich notwendigen'') ermitteln:
Danach wiren auch unter sehr optimisti-
schen Annahmen tiber den Erfolg der ge-
planten Studienstrukturreformen hinsicht-
lich der Verringerung der Abbruchquoten
und der Studiendauer mindestens 1,2 Mil-
lionen Studienplitze im Vergleich zu der-
zeit 0,9 Millionen erforderlich. Dem Aus-
bau der Fachhochschulen kommt nach den
Bedarfsprojektionen dabei eine besondere
Bedeutung zu. Allerdings diirfen sich die
Fachhochschulen ihres spezifischen Be-
schiftigungsvorteils — Praxisbezogenheit,
kurze Studiendauer — nicht dadurch berau-
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ben, daB3 sie ihre Qualifikationsvermitt-
lung stdrker an die theoretisch-wissen-
schaftliche Ausbildung der Universititen
anzugleichen suchen.

SchlieBlich ist eine Reform der inneren
Steuerungssysteme der Hochschulen iiber-
fallig, da diese gegenwirtig nicht hinrei-
chend anreizkompatibel sind. Beispiels-
weise berticksichtigt die Hochschullehrer-
besoldung unterschiedliche Leistungen in
Lehre und Forschung nur unzureichend,
auch die geforderte stirkere Beteiligung
der Hochschulen an der Auswahl von Stu-

Zeit Studierenden« und »weniger Einnah-
men« abzuwigen.

10. Fazit: Nicht einzelne Teile, sondern
die Gesamtheit des Bildungssystems und
ihr tiber den Arbeitsmarkt vermittelter Zu-
sammenhang sind in den Blick zu nehmen.
Bildungspolitisch geht es nicht alternativ
um die Férderung von Studium oder Lehre,
vielmehr ist bei der Steigerung der Attrak-
tivitit des dualen Systems ebenso wie bei
der Verbesserung der Studienbedingungen
an den Hochschulen anzusetzen. Eine Len-
kung der Ausbildungsbeteiligung unter

dierenden kann sinnvollerweise nur zu-
sammen mit einer verinderten Finanzie-
rung eingefiihrt werden: Fiir die
Hochschulen muf3 ein Anreiz bestehen,
zwischen »mehr erfolgreich in kiirzerer

Aspekten des 6konomischen Bedarfs wire
dagegen nicht ordnungskonform; deshalb
kommt einer Verdanderung der Signale des
Beschiftigungssystems und seiner Wir-
kungen auf die Ausbildungs- und Berufso-
rientierung besondere Bedeutung zu.

FuBnoten

1) Sachkapitalstock (Bruttoanlagevermégen im Jahresdurchschnitt) und Humankapitalstock (Bewertung der nach
Qualifikation und Alter gegliederten Erwerbsitigen 1989 mit ihren Ausbildungskosten gemil tiblichem Bildungs-
verlauf) in Preisen von 1985; da entgangene Einkommen, Mehrfachqualifikationen und private wie 6ffentliche Wei-
terbildungsaufwendungen nicht enthalten sind, stellt der Humankapitalstock eine Untergrenze dar.

2) in Preisen von 1970 (Quelle: W. WeiBhuhn: Soziodkonomische Analyse von Bildungs- und Ausbildungsaktiviti-
ten, Berlin 1975, S. 45).

vgl. die Bedarfsprojektionen von IAB/Prognos (BeitrAB 131) und — darauf aufbauend — von Tessaring (MittAB
1/91); BLK 1993 (Bedarfsprojektion von Weihuhn/Wahse, Angebotsprojektion von BMBW/GMD) —intern —.

4

Die Unterschiede zwischen den Bedarfsprojektionen fiir Hochschulabsolventen (Tessaring 1991 mit 18 % bei Fort-
schreibung des Besetzungstrends bzw. Weihuhn/Wahse 1993 und Tessaring 1991 bei Status quo-Variante mit 15% )
sindim Vergleich der oberen Variante von Tessaring mit WeiShuhn/Wahse auf mehrere Griinde zuriickzufiihren: Zum
einen auf die Verwendung unterschiedlicher statistischer Grundlagen (Tessaring: VGR und Mikrozensen;
Weilhuhn/Wahse: Beschiftigtenstatistik, ergdnzt um Mikrozensen); diese weisen schon in den Ausgangswerten er-
hebliche Diskrepanzen auf und pflanzen sich in der Projektion fort. Zum anderen in den verwendeten Abgrenzungen
(Tessaring: Titigkeitsprofile, d.h. Arbeitsaufgaben; WeiShuhn/Wahse: Berufe) und Projektionsmethoden (Tessa-
ring: exponentielle Trends der Qualifikationsanteile in den Titigkeiten, die sich bestimmten Grenzwerten annihern;
Weihuhn/Wahse: lineare Trends der wirtschaftszweig- und berufsspezifischen Qualifikationsstrukturen). Trotz die-
ser Unterschiede ist die Stabilitit der vorausgeschitzten Strukturen bemerkenswert: Die Veridnderungsraten des Be-
darfs sind in beiden Projektionen — beriicksichtigt man die Niveauunterschiede — fiir die Qualifikationsebenen sehr
dhnlich bzw. bewegen sich im Rahmen der fiir derartige Langfristprojektionen akzeptablen Bandbreiten.

Eine Aktualisierung der Projektion des Qualifikationsbedarfs auf der Grundlage der Entwicklungen 1975-1991
(Basis: Mikrozensen, Prognos Deutschland-Report 1993) ist derzeit im IAB in Arbeit; Ergebnisse sind voraus, zum
Jahresanfang 1994 zu erwarten.

Ifo-Patentstatistik: Deutsche Unternehmen bleiben hinter ihren Konkurrenten aus den USA und Japan zuriick, in;
Ifo-Schnelldienst 31/93.

vgl. dazu auch: Differenzierung, Durchléssigkeit, Leistung, Vorschlidge der Spitzenverbdnde der Wirtschaft zur
Weiterentwicklung von Schule, Berufsbildung und Hochschule, Bonn 1993.

%) vgl. I. Drexel: Das Ende des Facharbeiteraufstiegs? Frankfurt/New York 1993.
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%) vgl. Wissenschaftsrat, 10 Thesen zur Hochschulpolitik, Berlin 22.01.1993, und »Eckwertepapier« der Bund-
Liander-Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des vorgesehenen bildungspolitischen Spitzengesprichs 1993, Bonn,

Mai 1993.

19) Hierbei wurde beriicksichtigt, daB rund 10% der Absolventen nicht erwerbstitig werden und */, der auslidndi-

schen Absolventen in ihr Heimatland zuriickkehren.

') Unter einem erweiterten Bildungsbegriff wiire auch eine erweiterte soziale Nachfrage zu beriicksichtigen.

Zum Thema Nationalsozialismus
und Freiwirtschaft
Josef Hiiwe

In der Rezension des Buches von G. Senft
in Heft 224 »Fragen der Freiheit« heif3t es
auf Seite 55, bereits 1934 hiitten die Nazis
vollstindig von Silvio Gesells »Schwund-
geld« Abstand genommen. Dazu mochte
ich folgendes bemerken und auch Quellen
nennen, die in dem Buch von Senfft nicht
verzeichnet sind.

Die freiwirtschaftlichen Reformvor-
schldge wurden bereits im August 1921 auf
einer zwischenstaatlichen Tagung der
NSDAP in Linz von der Partei »restlos ab-
gelehnt«. Uber diese »Linzer Beschliisse
zur Geldreform« hat der Nazi-Vordenker
Gottfried Feder ausfiihrlich berichtet in der
Zeitschrift »Volk und Gemeinde« — »Mo-
natshefte fiir nationalen Sozialismus und
Gemeindepolitik« —, Jahrgang 1922, Fol-
gen 3, 5 und 8. Weitere, zum Teil ver-
schméhende Kritik findet sich in Feders
Buch »Der deutsche Staat auf nationaler
und sozialer Grundlage« (3. Auflage 1924,
S. 171 ff.). Bereits im Jahre 1920 wurde in
der Zeitschrift »Hammer« (Nr. 441, Nov.
1920) ein Aufsatz von ihm veroffentlicht
mitdem Titel »Die Irrlehre des Freigeldes«.

Ein anderer Vordenker der Nazis, Ru-
dolf Jung (Abgeordneter im Prager Parla-
ment), hat Gesell ebenfalls ablehnend kri-
tisiert, und zwar in seinem Buch »Der
nationale Sozialismus« (3. Auflage 1922,

S. 118 ff. und S. 128 ff.). Feder hatte 1919
eine Schrift verfaBt mit dem Titel »Das
Manifest zur Brechung der Zinsknecht-
schaft des Geldes« (verdffentlicht 1920).
Am Schluf einer Replik auf diese Schrift
und die von Hitler begriindeten Wirt-
schaftsthesen des Programms der NSDAP
vom 5. 1. 1919 schrieb der Freiwirtschaft-
ler Dr. B. Uhlenmayr in der Monatszeit-
schrift »Freiwirtschaft durch Freiland und
Freigeld« im Juli 1923: »Das Wirtschafts-
programm der Nationalsozialisten ist di-
lettantenhaft und deshalb gefihrlich. Vom
Standpunkt der freiwirtschaftlichen Er-
kenntnis aus mufl es auf das schirfste
bekdmpft werden. Ein Pakt mit dem Natio-
nalsozialsimus ist fiir uns unméglich. . «
Von wem aber war Feder »beseelt«,
wenn nicht von Gesell und der Freiwirt-
schaftstheorie? Dariiber hat ausfiihrlich
berichtet Gerhard Senfft in der »Zeit-
schrift fiir Sozialokonomie«, 85. Folge,
Juni 1990: »Vom »>Volksgeld< zum Mefo-
Wechsel«. Es waren die Osterreicher Wen-
zel Schober und Josef Schlesinger, zwei
schlimme Antisemiten, die schon Ende
des vorigen Jahrhunderts in Wien geldre-
formerische Schriften zum Teil dubiosen
Inhalts veroffentlicht hatten. Gesell hatte
mit ihnen nichts zu tun, er machte in Ar-
gentinien als selbstindiger Kaufmann auf-
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grund von Beobachtungen der Preisbewe-
gungen ganz allein und ideologiefrei seine
eigene Entdeckung des Geldes und seiner
GesetzmiBigkeit.

Gesells Geisteshaltung und die Frei-
wirtschaftstheorie waren a priori unverein-
bar mit dem Nationalsozialismus. Gesell
beriicksichtigte in seinem Gesamtkonzept
die Realitit des menschlichen Eigennut-
zes, wihrend die Nazis jeden personlichen
Eigennutz beseitigen wollten und wirt-
schaftlichen Liberalismus ablehnten. Ge-
sell dachte antitotalitdr und international,
forderte die Gleichberechtigung aller
Menschen und hatte keine Rassenvorurtei-
le.

Die Nazis zielten mit ihrer Zinskritik
nicht, wie Gesell, auf das traditionelle
Geld selbst ab, sondern einseitig auf das
Leihkapital, insbesondere das »jiidische«.
Die Zinsherrschaft war fiir sie keine Ange-
legenheit des engeren Geldwesens, und
der Gedanke, jene durch Anderung von
Markverhiltnissen zu iiberwinden, blieb
ihnen fremd. SchlieBlich dachte Hitler gar
nicht daran, seine Wohlfahrtsversprechen
einzulosen oder gar die Zinsknechtschaft
zu brechen, wie schon Erich Fromm in sei-
nem Buch »Die Furcht vor der Freiheit«
(1941) schrieb.

Feders und Hitlers Wirtschaftsprogram-
me wurden in freiwirtschaftlichen Publi-
kationsorganen immer wieder Kkritisiert.
Der Fiihrer wurde zum Beispiel als »Hel-
fershelfer der internationalen Hochfi-
nanz« bezeichnet, der allenfalls Hochst-
zinssidtze einfiihren wollte und das
freiwirtschaftliche System der »Fest-
wihrung« bekdmpfte (Wissenschaftliche
Schriftenreihe der Freiwirtschaftlichen
Zeitung Nr. 20/1932, Seiten 43). In Beitra-
gen liber die NSDAP ist vom »Untergang
des Individuums« und von »iiblem Ras-
senhaB« die Rede (ebenda Nr. 17/1932, S.
21). Hans Timm wehrte sich gegen jeg-
liche Einbeziehung in »rassische oder vol-
kische Herde« (»Die Freiwirtschaft durch
Freiland und Freigeld«, Nr. 5/1925, S.
100). Infolgedessen wurden der Freiwirt-
schaftsbund und andere »Freigeldvereine«
1934 vom NS-Regime aufgelost.

Bei all den Unvereinbarkeiten ist es al-
lerdings unverstédndlich, daf3 etliche Befiir-
worter der freiwirtschaftlichen Reform-
vorschliage Hoffnungen auf Hitler gesetzt
haben. Sie miissen verblendet oder desin-
formiert gewesen sein und sind deshalb auf
die Propagandaliigen des Diktators herein-
gefallen, oder sie hatten einen Grofteil der
Ideale Gesells bereits aufgegeben.
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Buchbesprechung

Zeit der Okonomen

Herausgegeben von Prof. Dv. Horst Hanusch
Broschiire A4 mit 145 Seiten, DM 5,— als »ZEIT-Punkte« Nr. 3/93 im guten
Zeitschriftenhandel

Unter dem Titel ,,Zeit der Okonomen* er-
schien in DIE ZEIT im Laufe der Jahre
1992/93 eine Reihe von Aufsitzen iiber
bedeutende = Wirtschaftswissenschaftler
von der Antike bis zur Gegenwart. Diese
Aufsitze sind jetzt in der handlichen Serie
»ZEIT-Punkte« als Nr. 3/93 herausgege-
ben worden. Der Band ist ein gut lesbares
biographisches Lexikon zur Geschichte
der Wirtschaftswissenschaften.

Der Herausgeber und Autor, Prof. Dr.
Horst Hanusch von der Universitit Augs-
burg, hat diese Sammlung mit einem ein-
leitenden Editorial und einer abschlieen-
den »Bilanz« versehen. In diesen
Beitrdgen unterzieht er die Entwicklung
dieser Wissenschaft von Aristoteles bis
heute einer kritischen Betrachtung unter
dem Gesichtspunkt ihrer Wirklichkeits-
nihe und in bezug auf ihre Wirkungsmog-
lichkeiten angesichts der dramatischen
Probleme unserer Zeit. Prof. Hanusch be-
merkt zutreffend, da nach dem Zusam-
menbruch von Kommunismus/Sozialis-
mus der sogenannte »Kapitalismus« nicht
eigentlich gesiegt, sondern lediglich
»libriggeblieben« ist, und daf} dieser of-
fenbar die wachsenden Probleme von Ar-
beitslosigkeit, Okonomischer Ungleich-
heit und Umweltzerstorung nicht zu 16sen
vermag — ebenso wie dessen »neoklassi-
scher« theoretischer Unterbau bzw. Uber-
bau, der in der Einleitung als »prizise, kor-
rekt und nutzlos« bezeichnet wird.

Im AbschluBkapitel wird die gesamte
Entwicklung der 6konomischen Wissen-
schaft unter der fordernden Uberschrift

»Zuriick zur Wirklichkeit« zusammenge-
faBt — allerdings dann mit der pessimisti-
schen SchluBfolgerung, da3 die theoreti-
sche Okonomie zwar einerseits eine
Vorkampferin der freiheitlichen demokra-
tischen Gesellschaftsordnung war und ist,
dal aber andererseits die weltweite Vor-
herrschaft der Neoklassik wegen ihrer
Wirklichkeitsferne sehr unheilvolle Kon-
sequenzen hatte. Demgegeniiber haben
neuere Ansitze, z.B. Institutionentheorie
oder Evolutionstheorie, bisher noch nicht
zu einer gangbaren und praktikablen Ent-
wicklungsmoglichkeit gefiihrt.

Die Broschiire enthéltinsgesamt etwa 35
kurze (je ca. 3 Seiten) jeweils auch mit ei-
nem Portrit versehene Darstellungen von
Leben, Umfeld und Werk einer Auswahl
der — nach Ansicht des Herausgebers — be-
deutendsten Kopfe der theoretischen Oko-
nomie und der dieser nahestehenden So-
zialwissenschaften in folgenden Kapiteln:
Vorldufer (Aristoteles)

Klassik (Smith, Ricardo, Malthus, J. St.
Mill) Neoklassik (Walras, Pareto, Mar-
shall, Pigou)

fiir die Osterreicher (Menger, Schumpeter,
v. Hayek)

Deutscher Sonderweg (Friedrich List und
die historische Schule)

Keynes und die Folgen

Ordoliberale (Eucken und Ropke)

Kritiker (u.a. Marx)

Russische Tradition (Kondratjew und
Leontief)

Wege der Moderne (Samuelson, Fried-
man, Galbraithu.a.)
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Bicher

Im Kapitel »Kritiker« wird aufler Karl
Marx und dem amerikanischen Soziolo-
gen Veblen auch Silvio Gesell als Schop-
fer der Freigeldlehre und eines Boden-
rechtskonzeptes unter der Uberschrift
»Marktwirtschaft ohne Kapitalismus«
vorgestellt mit den graphisch herausgeho-
benen Sitzen »Narrenweisheit oder sozia-
le Innovation — die Fachwelt ist sich nicht
einig« und »Der Umlaufzwang fiir das
Geld hilft, Krisen zu verhindern«. Die
Darstellung ist in ihrer Kiirze notwendi-
gerweise eher etwas oberflachlich, sach-
lich aber insgesamt zutreffend. Die be-
kannte Keynes'sche Wiirdigung von
Gesells geldtheoretischem Ansatz bleibt
allerdings ungenannt. Neben Gesells Le-
bensumstidnden werden sowohl sein geld-
theoretischer Ansatz wie auch mehrere
praktische  Experimente der Zwi-
schenkriegszeit (Worgl, Erfurt) darge-
stellt, die trotz beachtlicher Erfolge einer
Wirtschaftsbelebung dann schlieBlich von
den Behorden beendet wurden.

Zu vermissen in der Liste der einer Dar-
stellung gewiirdigten Kopfe konnten sein
z.B. der Wirtschaftssoziologe Max Weber
(1864-1920), Hauptwerke: »Die prote-
stantische Ethik und der Geist des Kapita-

lismus« und »Wirtschaft und Gesell-
schaft«, und auch Rudolf Steiner (Konzept
des »Alternden Geldes« und der
»Dreigliederung des sozialen Organis-
mus«).

Als sehr hilfreich fiir eine vertiefte Be-
schiiftigung mit den beschriebenen Oko-
nomen und Problemen erweist es sich, daf
jeder Darstellung eine kleine Bibliogra-
phie mit den derzeit lieferbaren Werken
des betreffenden Okonomen, z.T. auch mit
einfiihrenden/darstellenden Werken ange-
fiigt ist, z.B. ist dort zu erfahren, daf} die
Hauptwerke von Walter Eucken gegen-
wirtig wieder erhiltlich sind. Die Bro-
schiire ist auerdem bereichert durch ca.
30 deutlich zeitkritische Holzschnitte des
belgischen Graphikers Frans Masereel,
aus dessen 1925 erschienenem Holz-
schnittbuch »Die Stadt«.

Insgesamt ist »Zeit der Okonomenc ei-
ne sehr lesenswerte und anregende Uber-
sicht iiber das komplexe Gebiet der theore-
tischen Okonomie, deren Entwicklung
und gegenwirtige Problematik — zum
Kauf und Lektiire jedenfalls sehr zu emp-
fehlen.

Herbert Spies
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Biicher

Hinweis auf eine Neuerscheinung:

Eine Bibliographie zur
Dreigliederung des sozialen Organismus

Die vor kurzem fertiggestellte Bibliographie entstand auf Anregung des
Leiters der Sozialwissenschaftlichen Sektion am Goetheanum Manfred
Schmidt-Brabant, im Rahmen der Sozialwissenschaftlichen Forschungsge-
sellschaft e.V. Stuttgart durch mehrere Mitarbeiter unter der Schirmherr-
schaft von Stefan Leber. Es wurden mit den ca. 3600 Hinweisen auf Biicher
und Zeitschriftenartikel aus dem Zeitraum von 1919 bis 1992 ein grof3er Teil
des relevanten Schrifttums aus dem deutschen Sprachraum jeweils mit einer
Inhaltsangabe, thematisch geliedert, erfal3t. Auch wenig verbreitete Manus-
kripte soweit erreichbar — wurden aufgenommen. Das Werk Rudolf Steiners
ist bereits durch vorhandene Ubersichtsbiinde erschlossen und wurde des-
halb nicht bibliographiert.

Die Bibliographie enthilt zunéchst ein Kapitel mit Hinweisen auf grund-
legende Werke. Dann folgt ein Kapitel iiber allgemeine Aspekte des Sozia-
len, in dem Hinweise auf Schriften iiber die sozialen Fihigkeiten der Seele,
soziale Kunst und Individualitit und Gemeinschaft enthalten sind. Es folgt
ein Kapitel iiber Beitridge zur Geschichte. Den Hauptteil der Bibliographie
stellen die drei Abschnitte iiber das Geistesleben (freies Geistesleben, freies
Schulwesen), das Staats- und Rechtsleben und das Wirtschaftsleben mit den
angrenzenden Bereichen Geld und Eigentum dar. Drei weitere Kapitel be-
handeln Beitrdge aus der praktischen Arbeit, Berichte und Sonstiges. Zur
Ubersicht ist noch ein Kapitel iiber Sammelwerke angefiigt, sowie ein Auto-
ren- und Stichwortverzeichnis. Die Einzelbeitrdge aus den Sammelwerken
sind auerdem in den thematischen Kapiteln enthalten.

Die Bibliographie erleichtert den Zugang zu einem wertvollen, aber oft
weit verstreuten Schrifttum. Recherchen sind dadurch weniger zeitraubend
oder vermeidbar. Ein niitzliches Hilfsmittel fiir die auf diesem Gebiet Arbei-
tenden, fiir Interessierte und fiir die gelegentliche Literatursuche etwa in
Biichereien ist damit gegeben.

Die Broschiire (266 S., DIN A4-Format, kart.) kann bezogen werden durch
Uberweisung eines Kostenbeitrags von DM 35,— zzgl. DM 5,— fiir Versand
auf Konto Nr.352767-707 (Erwin Haas) beim Postscheckamt Stuttgart (BLZ
600 100 70) oder durch Scheck an: Sozialwissenschaftliche Forschungsge-
sellschafte.V.,c/o Erwin Haas, Haussmannstr. 106, D-70188 Stuttgart. (Bitte
die Adresse vollstindig und deutlich angeben — Strale, PLZ und Ort bei
Uberweisungen in den Zeilen » Verwendungszweck« des Formulars!)
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Autoren

Am 16. Dezember 1993 starb im 81. Lebensjahr

Prof. Dr. h. c. Hellmut Becker

Emeritiertes wissenschaftliches Mitglied des
Max-Planck-Instituts fiir Bildungsforschung in Berlin

Hellmut Becker hat sich unermidlich fiir ein aufgeklirtes und sozial gerechtes
Bildungswesen eingesetzt. Er hat die bildungspolitische Entwicklung in Deutsch-
land mafigeblich beeinflufit.

Als Griindungsdirektor baute Hellmut Becker das Max-Planck-Institut fiir Bil-
dungsforschung ab 1963 zu einer international angesehenen Forschungsstitte auf
und leitete es bis zu seiner Emeritierung im Jahre 1981. Er fiihrte die fiir die Bil-
dungsforschung wichtigen Disziplinen zusammen und schuf auf diese Weise theo-
retische und empirische Grundlagen fiir die Bildungsreform. Die internationale,
vor allem die deutsch-israelische Zusammenarbeit hat er mit groem personli-

chen Engagement gefordert.

Die Max-Planck-Gesellschaft trauert um einen bedeutenden Wissenschaftler und
eine beeindruckende Personlichkeit.

Hans F. Zacher
Prisident der Max-Planck-Gesellschaft zur Férderung der
Wissenschaftene.V.

Miinchen, den 17. Dezember 1993
Hofgartenstraf3e 2

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Eckhard Behrens
Vorstandsmitglied des Seminars fiir freiheitliche Ordnung e. V.
Bergstra3e 29, D-69120 Heidelberg
Friedrich Buttler
Direktor des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
Regensburger Straie 104, 90327 Niirnberg
Josef Hiiwe
Riemeisterstralle 15, D-14169 Berlin
Thomas Klein
Bamberger Strafle 18, 01187 Dresden
Harry Andreas Kremer
Direktor des Bayerischen Landtags
UlmenstraB3e 5, D-82049 Pullach
Herbert Spies
Pfennigicker 78, D-70619 Stuttgart
Manfred Tessaring
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung, Regensburger Straf3e 104, 90327 Niirnberg
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SEMINAR FUR FREIHEITLICHE ORDNUNG e.V.
D-73087 Bad Boll - BadstraB3e 35 - Telefon (07164) 3573

Wir vermitteln Einblicke in Ordnungsfragen der Kultur, des Staates und der Wirtschaft

Jahrgangsverzeichnis 1993

FRAGEN DER FREIHEIT

Das Seminar fiir freiheitliche Ordnung e. V. gibt seit Jahrzehnten die Schriftenreihe
FRAGEN DER FREIHEIT heraus, die in jedem zweiten Monat erscheint (Umfang
64 Seiten DIN A 5 —ISSN 0015-928-X). Das Einzelheft kostet DM 10,— plus Por-
to, ein Jahresabonnement oder ein geschlossener alter Jahrgang DM 60,— einschl.
Porto. Die meisten der bereits erschienenen 225 Hefte sind noch lieferbar und eine
unerschopfliche Fundgrube von Ideen zur Beurteilung und zur Weiterentwicklung
des Sozialen Organismus. Unsere Gesamtverzeichnisse erschlieSen IThnen den
ganzen Reichtum der Schriftenreihe. Das Gesamtverzeichnis der Hefte 1 bis 100
erhalten Sie unentgeltlich, das Gesamtverzeichnis der Hefte 101 bis 200 als Be-
standteil des Heftes 200 fiir DM 10,— . Das Gesamtverzeichnis der Hefte 201-219
liefern wir als Sonderdruck auf Wunsch ebenso unentgeltlich, dieses Jahrgangsver-
zeichnis.

Wir geben nicht nur diese Schriftenreihe heraus, sondern veranstalten mehr-
fach im Jahr auch Wochenendseminare in unserer Tagungsstiitte in Bad
Boll/Wiirttemberg zu allen ordnungspolitischen Fragen von Kultur, Staat und
Wirtschaft. Gerne laden wir Sie dazu ein. Bitte verlangen Sie unseren Prospekt
»ZIELE und ANGEBOTE".

Bad Boll ist iibrigens ein beliebter Kurort am Fufle der Schwibischen Alb und
Ausgangspunkt fiir herrliche Wanderungen. Sie erreichen Bad Boll iiber die
Autobahnabfahrt Aichelberg der A8 Stuttgart—Miinchen oder mit direkten
Bussen (Haltestelle ,,Eichhalde*) vom Interregio-Bahnhof Goppingen/Wiirtt.
zwischen Stuttgart und Ulm.
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Fragen der Freiheit: Verzeichnis 1993

Jahrgangsverzeichnis 1993

Heft Themenschwerpunkt

220 ‘Wohnungsfrage und Bodenfrage
221 Die Europawihrung wagen?

222 Wege aus der 0kologischen Krise
223 Reformen sind moglich

224 Mensch und Boden

225 Uberwindung des Zentralismus

Inhaltsverzeichnis 1993 nach Autoren

Heft  Seite
Fritz Andres
Anmerkung zu Neise: Immer mehr Wohnungen? ............ccccccevviiiiiiiinnnieeenn. 220 54-56
Die Bodenfrage in RuBland 48-60
Eckhard Behrens
Das kommunale Erbbaurecht erleichtert die Stadtplanung 220 3-11
Zur Aufhebung des Reichsheimstiittengesetzes .......cc.cccceevueeenn. 220 57-58
SPD-Dokumentation »Reform der Bodenordnung« 220 60
Die Europawidhrung wagen? .........cccecceeeeieerniieiniiieenieeneeeeeee e e 221 3
Okologische Rohstoffwirtschaft
Eine ordnungspolitische Studie .........ccceeviiiiiiiieiniieeeieeeee e 222 56-62
Der Realzins-Irrtum von Herrn Schlesinger 222 63
Bildungsgutschein — Von der Idee zur Praxis . 223 3-12
Reichsheimstittengesetz aufgehoben ...........coccceeee 223 61
Christian Bommarius: Das andere Grundgesetz.......... 223 63
Pachtmarkt statt Kapitalmarkt ..........cccccccoevieenniennes 224 3
Das kommunale Erbbaurechtin neuer Sicht ...........ccccoecivviiniiniinniinncnneenne. 224 33-38
Sommertheater im Europdischen Wahrungssystem —
Was konnen wir daraus IeTNen? .........cccveeevieirniieiniiieeniieeniee e 224 48-51
Straubhaar/Winz: Reform des Bildungswesens . 57-59
Rudolf Steiner: Nationalokonomischer Kurs .. 60
Gliederung des Sozialen OrganiSImuUuS  .........coeceeeriieernieeenieeenieeeeieeesreeenaeee 34
Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stddtebau
Aufhebung des Reichsheimstittengesetzes geplant .......cccccceeeveeeeiieennieennnnes 220 57
Friedrich Buttler und Manfred Tessaring
Mit dem Pfunde wuchern!
Argumente und Fakten zur aktuellen Bildungsdiskussion
aus arbeitsmarktpolitischer SiCht ...........ccccciiiiiiiiiiiii e 225 46-53
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Ralf Dahrendorf

Nur Menschen haben Rechte ............cooouiiiiiiiiiiiiiiiccceeceee e 224
Jan Franke-Viebach

Grundziige der geldpolitischen Konzeption der Bundesbank ...........cc.ccccec...e. 223
Frankfurter Institut

Sind wir noch zu retten? — Deutschland auf dem Weg in die Staatsmedizin........ 221
Roland Geitmann

Erbbaurecht in West und Ost — Bericht tiber ein innovatives Projekt — Teil I ...... 220
TRILTL ettt ettt et ettt et e st e et e esbeesabe e bt e s ate e bt e saeeenee 224

Johann Wolfgang von Goethe
Suchet iiberall zu nutzen, iiberall seid Ihr zu Hause!
Rede des Lenardo aus Wilhem Meisters Wanderjahren ...........cccccceeviiiiieeeenn. 224

Otto Haag

Klaus Gutowski: Memorandum zu einer Neugestaltung

des sozialen Lebens, getragen von einer menschenwiirdigen Boden-,

Geld- und ArbeitSPOLItIK .....coiiiiiiiiiiiiiiiiee e 220

Carl-Christoph Hedrich
Kritik der Europdischen Wihrungsordnung nach dem
Maastrichter Vertrag iiber die Europédische Union ..........cccoccccevvieieniiiinecennns 221

Jobstv. Heynitz
Mensch und Boden — Gedanken zu einer den Weltfrieden fordernden,
umwelt- und naturvertrdglichen, marktwirtschaftlichen Bodenordnung ......... 224

Josef Hiiwe
Das Ringen um die Vollendung der Sozialen Marktwirtschaft ...........c.............
Eckhard Grimmel: Kreisldufe und Kreislaufstorungen der Erde .
Zum Thema Nationalsozialismus und Freiwirtschaft ..................

Thomas Klein
Das natiirliche Monopol und seine ordnungspolitische Behandlung ............... 225

Harry Andreas Kremer
Foderalismus fiir Europa
Die Entwicklung der Landesparlamente im Verhéltnis

zum nationalen und europdischen Feld .........ccccoooiiiiiiiiniiiineeee, 225
Gerhardus Lang

Margit Kennedy: Geld ohne Zinsen und Inflation ...........ccccccoeiviiviiiinnnennn. 223
Gerhard G. Senfft: Weder Kapitalismus noch Kommunismus.

Silvio Gesell und das libertdre Modell der Freiwirtschaft ...........ccccccooeeeenee. 224
Hugo Neise

Immer mehr WohnUNGEN? .......c.cooiiiiiiiiiiiieeeiee ettt 220

46-47

13-38

46-56
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4-34

4-16

39-47
55-57
53-54

30-45

00-00

61-63

53-55

33-53

Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993)

61


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 225 (1993)

Ulrike
Schreibmaschinentext
___________________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
___________________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext

Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit: Jahrgangsverzeichnis 1993


Herbert Spies
Selbstbestimmungsrecht der Volker —

Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen ...........ccccccciiiiiiiiiiiiiiiiiinniieeee, 224
Neue Urteile der Obersten Gerichte

Sicherung und Erweiterung der Freiheitsrechte .............cccccconiiiiiinninnnne. 224
Zeit der Okonomen —eine Buchbesprechung ..............c.cccoevevevevevevieveeeeenenennn. 225
Bodo Steinmann

Die 6kologische Krise zwischen Markt- und Staatsversagen

Eine ordnungspolitische ANalySe ........cccocceiiriiiiniiieiniiieiieeeee e 222

Manfred Tessaring und Friedrich Buttler

Mit dem Pfunde wuchern!

Argumente und Fakten zur aktuellen Bildungsdiskussion

aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ...........cccccoiiiiiiiiiiii 225

Peter Weinbrenner
Die Umweltkrise als BewuBtseins- und Wahrnehmungskrise .........cccc.ccceee.. 222

Horst Ungerer
Die Europiische Wirtschafts- und Wéahrungsunion

Chancen — Risiken — AItErnatiVen ........ccccceeeevvuuvuuiiriieiirieieeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeean. 221
Redaktion
Hinweis zu Fritz Andres: Die Bodenfrage in Rulland .............ccccccciiiieen. 224

45

47-48
55-56

22-55

46-53

3-21

35-45

51-52

SEMINAR FUR FREIHEITLICHE ORDNUNG e.V.

Schriftenreihe ,,Fragen der Freiheit*

4 )

Das kommunale
Erbbaurecht erleichtertdie
Stadtplanung

Eckhard Behrens

D-73087 Bad Boll - Badstralle 35 - Telefon (07164) 3573

Wird auf Anforderung unentgeltlich Gbersandt.
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Johanneshaus Oschelbronn
Zentrum Ffiir Lebensgestaltung im Alfer

7532 Niefern-Oschelbronn 2, Am Eichhof  Telefon (07233) 67-0, Telafax (07233) 67100

Erfahrungen im 20. Jahrhundert

mit dem MiBlingen und Gelingen von
Freiheit, Gleichheit und Briiderlichkeit

Seminar

Referent:

Fr.: 15.00
16.00

19.30

Sa.:  9.00
11.00

15.00
17.00

von Freitag, den 25. Februar 1994, 15.00 Uhr
bis Samstag, den 26. Februar 1994, 18.00 Uhr

Eckhard Behrens, Heidelberg
Seminar fiir freiheitliche Ordnunge. V.

Was wissen wir von der Idee der Sozialen Dreigliederung?
Wirtschaftswissenschaft und Wirtschaftspolitik im 20. Jahr-
hundert: Freiheit oder Sozialismus

Gesprich

Gesprich
Vom Kaiserreich zum Grundgesetz; war da noch etwas?

Gesprich
Die Sozialwissenschaft von der Ordnung von Kultur und Bil-
dung

Anmeldungen richten Sie bitte an das Johanneshaus Oschelbronn, das Sie
iiber die Autobahnabfahrt Pforzheim-Ost oder mit der Bahn tiber Miihlacker
oder Pforzheim (von dort mit Bus) erreichen konnen.

Das Johanneshaus erwartet einen Kursbeitrag von DM 50,— und bietet Ver-
pflegung und Ubernachtung zu sehr mifBigen Preisen.
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Seminar fiir freiheitliche Ordnunge.V.

BadstraBie 35,73087 Bad Boll, Telefon (07164) 3573

Tagungen 1994

19.u.20. Das Geld im Kreislauf der Volkswirtschaft

Miirz Ein Elementarseminar, das den Spannungsver-
hiltnissen auf den Grund geht, die zwischen
den drei Geldfunktionen (Tauschmittel, Wert-
messer, Wertaufbewahrungsmittel) bestehen.

16. April Freiheitliche Gesundheitspolitik
Konkrete Vorschlédge fiir einen ordnungspoliti-

schen Kurswechsel
28.u.29. Privatisierung von Schulen und Hoch-
Mai schulen
Chancen und Probleme einer liberalen Wende
in der Bildungspolitik
2.u. 3. Aus Bedarf Wirtschaftswachstum machen
Juli Warum springt die Wirtschaft nicht an?

24.u.25. Wohnungswirtschaft
September

Anderungen sind im Zuge der Vorbereitung evtl. noch notwendig.
Naihere Auskiinfte durch unser Biiro und unsere Tagungsprospekte,
die wir auf Anforderung nach ihrer Fertigstellung gerne zusenden.
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Die mitarbeitenden Autoren tragen die Verantwortung fiir ihre Beitréige
selbst.

Fiir nichtverlangte Manuskripte kann keine Gewihr iibernommen werden.

Gesamtinhaltsverzeichnis der in »Fragen der Freiheit« erschienenen Bei-
trage kann angefordert werden.
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